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	Geltendes Recht
	Neufassung
	Bezug /Erläuterung



	I. Abschnitt 
Das Jagdrecht


	
	

	§ 1 Inhalt des Jagdrechts
	§ 1 Gesetzeszweck und Inhalt des Jagdrechts


	

	(1) Das Jagdrecht ist die ausschließliche Befugnis, auf einem bestimmten Gebiet wildlebende Tiere, die dem Jagdrecht unterliegen, (Wild) zu hegen, auf sie die Jagd auszuüben und sie sich anzueignen. Mit dem Jagdrecht ist die Pflicht zur Hege verbunden.


	(1)
Ziel dieses Gesetzes ist es, die wildlebenden Tierarten, die dem Jagdrecht unterliegen, als wesent​lichen Bestandteil der Natur in ihrer natürlichen Vielfalt nach​haltig zu bewahren und zu fördern. Dabei dient die Jagd der nachhaltigen Nutzung der Wildbestände, sowie dem Erhalt und der Verbesserung seiner vielfältigen Lebensräume. Die Jagd hat die Ziele des Natur​schutzes zu fördern und Belange des Tierschutzes zu beachten.
	Die Neufassung des § 1 berücksichtigt die Grundsatzer​klärung der Weltdachvereinigung der Naturschutzorga​nisationen  (IUCN)  von Amman 2000, Formulie​rungen der Landesjagdgesetze von Schleswig-Holstein und des Saarlandes sowie Vorschläge der Umweltverbände.

(Es liegt auch ein Formulierungsvorschlag des DNR vor, der nicht die Aufgaben einer zeitgemäßen Jagd beschreibt, sondern der festlegt, unter welchen Voraus​setzungen die Jagd ausgeübt werden darf. Auch dieser Ansatz sollte diskutiert werden!)

	
	
	

	(2) Die Hege hat zum Ziel die Erhaltung eines den land​schaftlichen und landeskulturellen Ver​hältnissen ange​passten artenreichen und gesunden Wildbestandes sowie die Pflege und Siche​rung seiner Lebensgrundlagen; auf Grund anderer Vorschriften bestehende gleichartige Ver​pflichtungen bleiben unberührt. Die Hege muss so durch​geführt werden, dass Beeinträchtigun​gen einer ordnungs​gemäßen land-, forst- und fischereiwirtschaftli​chen Nut​zung, insbesondere Wildschäden, möglichst vermieden werden.


	(2)
Dieses Gesetz soll insbesondere dazu dienen,

1. die Jagd als eine gewachsene Nutzung der Natur zu ordnen und weiter zu entwickeln,

2. die jagdlichen Interessen mit öffentlichen Belangen, insbeson​dere mit denen der Land-, Fischerei- und Forstwirtschaft, des Tier- und Naturschutzes, der Landschaftspflege und der natur​verträglichen Erholung auszugleichen,

3. den Wildbestand in seinem natürlichen Artenreichtum gesund und artgerecht zu erhalten und zu fördern sowie seine natürli​chen Lebensgrundlagen zu sichern und zu verbessern,

4. den Wildbestand so zu regulieren, dass eine Beeinträchtigung der natürlichen Vielfalt von Flora und Fauna möglichst ver​mieden wird. Dabei sind die Wilddichten insbesondere auf die Er​fordernisse einer naturnahen Waldwirtschaft auszurichten.


	Diskussionsgrundlage für eine zeitgemäße Zweckbe​stimmung.

	(3) Bei der Ausübung der Jagd sind die allgemein anerkann​ten Grundsätze deutscher Weidge​rechtigkeit zu beach​ten.


	(3)
Die Jagd ist nur im Rahmen der Waidgerechtigkeit unter Be​achtung tier- und artenschutzrechtlicher Erfordernisse sowie unter Rück​sicht​nahme auf die Belange der Bevölkerung zuläs​sig.


Die Jagdmethoden haben den Belangen der freilebenden Tiere besonders Rechnung zu tragen. Dies gilt insbesondere für die Vermeidung unnötiger Schmerzen und Beunruhigungen.


	Neue Erfordernisse an die Jagdausübung unter Tier- und Artenschutzaspekten sowie mit Blick auf gesell​schaftliche Erfordernisse.

	(4) Die Jagdausübung erstreckt sich auf das Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und Fangen von Wild.


	(4)
Das Jagdrecht ist die ausschließliche Befugnis, auf einem be​stimmten Gebiet wildlebende Tiere, die dem Jagdrecht unterlie​gen, zu hegen, auf sie die Jagd auszuüben und sie sich an​zueig​nen. Mit dem Jagdrecht ist die Pflicht zur Hege verbunden.


	

	(5) Das Recht zur Aneignung von Wild umfasst auch die ausschließliche Befugnis, krankes oder verendetes Wild, Fallwild und Abwurfstangen sowie die Eier von Feder​wild sich anzueignen.


	(5)
Im Rahmen der Hege sollen Jagdausübungsberechtigte und Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer folgende Maß​nahmen bevorzugt durchführen:

1. Erhaltung, Verbesserung, Vermehrung und Vernetzung von natürlichen und naturnahen Wildtierlebensräumen, insbeson​dere durch Förderung von naturraumtypischen Pflanzengesell​schaften, Sukzessionsflächen und Feuchtbiotopen,

2. Schaffung von naturnahen Deckungszonen und Schutz von Setz-, Horst-, Brut- und Mauserbereichen,

3. Schaffung von Feldgehölzen, Gehölzstreifen und [Verbissge​hölzen zur Verminderung der Verbissbelastung in den Wäl​dern] sowie Förderung heimischer fruchttragender Baum- und Straucharten.
	Diese Näherbestimmung der Hege, die der Formulie​rung im Landesjagdgesetz Schleswig-Holstein ent​spricht, sollte als Diskussionsgrundlage für weitere Überlegungen (Mitwirkung des Naturschutzes?) dienen.

	
	
	

	(6) Das Jagdrecht unterliegt den Beschränkungen dieses Gesetzes und der in seinem Rahmen ergangenen landes​rechtlichen Vorschriften.
	(6)
Das Jagdrecht unterliegt den Beschränkungen dieses Gesetzes und der in seinem Rahmen ergangenen landes​rechtlichen Vor​schriften.
	

	
	
	

	
	
	

	§ 2

Tierarten
	§ 2

Tierarten
	§ 2 ist ein zentraler Punkt, der der politischen Ent​scheidung bedarf !

	(1) Tierarten, die dem Jagdrecht unterliegen, sind:
	Die Länder bestimmen, welche Tierarten nach Landesrecht dem Jagdrecht zugeordnet werden. Sie lassen sich dabei leiten von den Erfordernissen des Artenschutzes, dem Erfordernis, Wildschäden, insbesondere auch im Wald, nach Möglichkeit zu vermeiden so​wie von berechtigten Interessen zur nachhaltigen Nutzung wildle​bender Tiere.
	Zu prüfen ist, ob Tierartenliste regionalspezifisch von den Ländern festgelegt werden kann.

	1.
	Haarwild:
	
	

	
	Wisent (Bison bonasus L.),
	
	

	
	Elchwild (Alces alces L.),
	
	

	
	Rotwild (Cervus elaphus L.),
	
	

	
	Damwild (Dama dama L.),
	
	

	
	Sikawild (Cervus nippon TEMMINCK),
	
	

	
	Rehwild (Capreolus capreolus L.),
	
	

	
	Gamswild (Rupicapra rupicapra L.),
	
	

	
	Steinwild (Capra ibex L.),
	
	

	
	Muffelwild (Ovis ammon musimon PALLAS),
	
	

	
	Schwarzwild (Sus scrofa L.),
	
	

	
	Feldhase (Lepus europaeus PALLAS),
	
	

	
	Schneehase (Lepus timidus L.),
	
	

	
	Wildkaninchen (Oryctolagus cuniculus L.),
	
	

	
	Murmeltier (Marmota marmota L.),
	
	

	
	Wildkatze (Felis silvestris SCHREBER),
	
	

	
	Luchs (Lynx lynx L.),
	
	

	
	Fuchs (Vulpes vulpes L.),
	
	

	
	Steinmarder (Martes foina ERXLEBEN),
	
	

	
	Baummarder (Martes martes L.),
	
	

	
	Iltis (Mustela putorius L.),
	
	

	
	Hermelin (Mustela erminea L.),
	
	

	
	Mauswiesel (Mustela nivalis L.),
	
	

	
	Dachs (Meles meles L.),
	
	

	
	Fischotter (Lutra lutra L.),
	
	

	
	Seehund (Phoca vitulina L.);
	
	

	2.
	Federwild:
	
	

	
	Rebhuhn (Perdix perdix L.),
	
	

	
	Fasan (Phasianus colchicus L.),
	
	

	
	Wachtel (Coturnix coturnix L.),
	
	

	
	Auerwild (Tetrao urogallus L.),
	
	

	
	Birkwild (Lyrurus tetrix L.),
	
	

	
	Rackelwild (Lyrus tetrix x Tetrao urogallus),
	
	

	
	Haselwild (Tetrastes bonasia L.),
	
	

	
	Alpenschneehuhn (Lagopus mutus MONTIN),
	
	

	
	Wildtruthahn (Meleagris gallopavo L.),
	
	

	
	Wildtauben (Columbidae),
	
	

	
	Höckerschwan (Cygnus olor GMEL.)
	
	

	
	Wildgänse (Gattungen Anser BRISSON und Branta SCOPOLI),
	
	

	
	Wildenten (Anatinae),
	
	

	
	Säger (Gattung Mergus L.),
	
	

	
	Waldschnepfe (Scolopax rusticola L.),
	
	

	
	Bläßhuhn (Fulica atra L.),
	
	

	
	Möwen (Laridae),
	
	

	
	Haubentaucher (Podiceps cristatus L.),
	
	

	
	Großtrappe (Otis tarda L.),
	
	

	
	Graureiher (Ardea cinerea L.),
	
	

	
	Greife (Accipitridae),
	
	

	
	Falken (Falconidae),
	
	

	
	Kolkrabe (Corvus corax L.).
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	(2) Die Länder können weitere Tierarten bestimmen, die dem Jagdrecht unterliegen.


	
	Entfällt

	
	
	
	

	(3) Zum Schalenwild gehören Wisente, Elch-, Rot-, Dam-, Sika-, Reh-, Gams-, Stein-, Muffel- und Schwarzwild.


	
	Entfällt

	
	
	
	

	(4) Zum Hochwild gehören Schalenwild außer Rehwild, ferner Auerwild, Steinadler und See​adler. Alles übrige Wild gehört zum Niederwild.


	
	Entfällt

	
	
	
	

	§ 3
Inhaber des Jagdrechts, Ausübung des Jagdrechts
	§ 3

Inhaber des Jagdrechts, Ausübung des Jagdrechts
	unverändert

	(1) Das Jagdrecht steht dem Eigentümer auf seinem Grund und Boden zu. Es ist untrennbar mit dem Ei​gentum am Grund und Boden verbunden. Als selb​ständiges dingliches Recht kann es nicht begründet werden.


	(1)
Das Jagdrecht steht dem Eigentümer auf seinem Grund und Boden zu. Es ist untrennbar mit dem Ei​gentum am Grund und Boden verbunden. Als selb​ständiges dingliches Recht kann es nicht begründet werden.
	

	(2) Auf Flächen, an denen kein Eigentum begründet ist, steht das Jagdrecht den Ländern zu.


	(2)
Auf Flächen, an denen kein Eigentum begründet ist, steht das Jagdrecht den Ländern zu.


	

	(3)
Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken nach Maßgabe der §§ 4 ff. ausgeübt werden.
	(3)
Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken nach Maßgabe der §§ 4 ff. ausgeübt werden.


	

	
	
	

	II. Abschnitt
Jagdbezirke und Hegegemeinschaften


	II. Abschnitt
Jagdbezirke und Reviergemeinschaften


	

	1. Allgemeines
	1. Allgemeines
	

	§ 4
Jagdbezirke
	§ 4
Jagdbezirke
	Unverändert

	Jagdbezirke, in denen die Jagd ausgeübt werden darf, sind entweder Eigenjagdbezirke (§ 7) oder gemeinschaftliche Jagdbezirke (§ 8).


	Jagdbezirke, in denen die Jagd ausgeübt werden darf, sind entwe​der Eigenjagdbezirke (§ 7) oder gemeinschaftliche Jagdbezirke (§ 8).


	

	§ 5
Gestaltung der Jagdbezirke
	§ 5
Gestaltung der Jagdbezirke
	Unverändert

	(1)
Jagdbezirke können durch Abtrennung, Angliederung oder Austausch von Grundflächen ab​gerundet werden, wenn dies aus Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung notwendig ist.


	(1)
Jagdbezirke können durch Abtrennung, Angliederung oder Austausch von Grundflächen ab​gerundet werden, wenn dies aus Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung notwen​dig ist.


	

	(2)
Natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, Triften und Eisenbahnkörper sowie ähnliche Flächen bilden, wenn sie nach Umfang und Gestalt für sich allein eine ordnungsmäßige Jagdaus​übung nicht gestatten, keinen Jagdbezirk für sich, unterbrechen nicht den Zusam​menhang eines Jagdbezirkes und stellen auch den Zu​sammenhang zur Bildung eines Jagdbezirkes zwischen ge​trennt liegenden Flächen nicht her.


	(2)
Natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, Triften und Eisenbahnkörper sowie ähnliche Flächen bilden, wenn sie nach Umfang und Gestalt für sich allein eine ordnungsmäßige Jagdaus​übung nicht gestatten, keinen Jagdbezirk für sich, un​terbrechen nicht den Zusam​menhang eines Jagdbezirkes und stellen auch den Zu​sammenhang zur Bildung eines Jagdbezir​kes zwischen ge​trennt liegenden Flächen nicht her.


	

	
	(3)
Mehrere Jagdbezirke können sich zu Reviergemeinschaften zusammenschließen, insbesondere um Aufgaben nach § 1 (5) gemeinsam zu planen und durchzuführen.
	Es ist anzustreben, dass mehrere Jagdbezirke gemein​sam längerfristige, auf den Naturraum bezogene Wild- und Lebensraum-Managementpläne aufstellen und um​setzen.

	
	
	

	§ 6

Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd
	§ 6

Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd
	

	Auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören, und in befriedeten Bezirken ruht die Jagd. Eine beschränkte Ausübung der Jagd kann gestattet werden. Tiergärten fal​len nicht unter die Vorschriften dieses Gesetzes.


	Auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören, und in be​friedeten Bezirken ruht die Jagd grundsätzlich. Die Länder kön​nen auf Antrag von Grundeigentümern im Einzelfall das Ruhen der Jagd auf deren Grundflächen anordnen, sofern die Jagdaus​übung im Jagdbezirk im Rahmen der Zweckbestimmung dieses Gesetzes hierdurch nicht erheblich behindert wird.


	Zentrale Forderung der Umweltverbände, aber proble​matisch, da flächendeckende Bejagung nicht mehr möglich. Wildschäden ?! Großräumige Management​pläne ?!

	2. Eigenjagdbezirke
	2. Eigenjagdbezirke
	

	§ 7
	§ 7
	

	(1) Zusammenhängende Grundflächen mit einer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzba​ren Fläche von 75 Hektar an, die im Eigentum ein und derselben Person oder einer Personenge​meinschaft stehen, bil​den einen Eigenjagdbezirk. Die Länder können ab​weichend von Satz 1 die Mindestgröße allgemein oder für bestimmte Gebiete höher festsetzen. Soweit am Tag des In​krafttretens des Einigungsvertrages in den Ländern eine andere als die in Satz 1 bestimmte Größe festgesetzt ist, behält es dabei sein Bewenden, falls sie nicht unter 70 Hektar beträgt. 


	(1)
Zusammenhängende Grundflächen mit einer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzba​ren Fläche, die im Eigentum ein und derselben Person oder einer Personenge​meinschaft stehen, bil​den einen Eigenjagdbezirk. Die Mindestgröße soll so be​messen sein, dass in bewaldeten Gebieten die im Hinblick auf die Erfordernisse einer naturnahen Forstwirtschaft notwendige Bejagung des Wildes ermöglicht wird.


	Einzelheiten (Mindestflächengrößen) können durch Länder geregelt werden.

Kleinere Jagdbezirksgrößen sollen, wenn nötig, er​möglicht werden.

	
Die Länder können, soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine solche Regelung besteht, abwei​chend von Satz 1 bestimmen, dass auch eine sonstige zu​sammenhängende Fläche von 75 Hektar einen Eigen​jagdbezirk bildet, wenn dies von Grundeigentümern oder Nutznießern zusammen​hängender Grundflächen von mindestens je 15 Hektar beantragt wird.


	
	

	(2) Ländergrenzen unterbrechen nicht den Zusammen​hang von Grundflächen, die gemäß Absatz 1 Satz 1 einen Eigenjagdbezirk bilden. In den Fällen des Ab​satzes 1 Satz 3 besteht ein Eigen​jagdbezirk, wenn nach den Vorschriften des Landes, in dem der über​wiegende Teil der auf meh​rere Länder sich erstre​ckenden Grundflächen liegt, für die Grundflächen ins​gesamt die Voraus​setzungen für einen Eigenjagdbe​zirk vorliegen würden. Im übrigen gelten für jeden Teil eines über mehrere Länder sich erstreckenden Ei​genjagdbezirkes die Vorschriften des Landes, in dem er liegt.


	
	

	(3) Vollständig eingefriedete Flächen sowie an der Bun​desgrenze liegende zusammenhängende Grundflächen von geringerem als 75 Hektar land-, forst- oder fische​reiwirtschaftlich nutzbaren Raum können allgemein oder unter besonderen Voraussetzungen zu Eigen​jagdbezirken erklärt werden; dabei kann bestimmt werden, dass die Jagd in diesen Bezirken nur unter Beschränkun​gen ausgeübt werden darf.


	
	Entfällt

	(4)
In einem Eigenjagdbezirk ist jagdausübungsberechtigt der Eigentümer. An Stelle des Eigen​tümers tritt der Nutznießer, wenn ihm die Nutzung des ganzen Eigen​jagdbezirkes zusteht.


	(2)
In einem Eigenjagdbezirk ist jagdausübungsberechtigt der Eigentümer. An Stelle des Eigen​tümers tritt der Nutznießer, wenn ihm die Nutzung des ganzen Eigen​jagdbezirkes zusteht.


	

	
	
	

	
	
	

	3. Gemeinschaftliche Jagdbezirke


	3. Gemeinschaftliche Jagdbezirke


	

	§ 8

Zusammensetzung


	§ 8

Zusammensetzung
	

	(1)
Alle Grundflächen einer Gemeinde oder abgesonder​ten Gemarkung, die nicht zu einem Ei​genjagdbezirk gehören, bilden einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk, wenn sie im Zusammen​hang mindestens 150 Hektar umfassen.


	(1)
Alle Grundflächen einer Gemeinde oder abgesonder​ten Ge​markung, die nicht zu einem Ei​genjagdbezirk gehören, bilden einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk.


	

	(2)
Zusammenhängende Grundflächen verschiedener Gemeinden, die im übrigen zusammen den Erforder​nissen eines gemeinschaftlichen Jagdbezirkes entspre​chen, können auf Antrag zu ge​meinschaftlichen Jagd​bezirken zusammengelegt werden.

	(2)
Zusammenhängende Grundflächen verschiedener Gemeinden, die im übrigen zusammen den Erforder​nissen eines gemein​schaftlichen Jagdbezirkes entspre​chen, können auf Antrag zu ge​meinschaftlichen Jagd​bezirken zusammengelegt werden.

	Festlegung von Mindestflächengrößen könnte durch Länder erfolgen.

	(3)
Die Teilung gemeinschaftlicher Jagdbezirke in meh​rere selbständige Jagdbezirke kann zuge​lassen werden, sofern jeder Teil die Mindestgröße von 250 Hektar hat.


	(3)
Die Teilung gemeinschaftlicher Jagdbezirke in meh​rere selb​ständige Jagdbezirke kann zuge​lassen werden.


	

	(4)
Die Länder können die Mindestgrößen allgemein oder für bestimmte Gebiete höher festset​zen.


	(4)
Die Mindestgrößen für gemeinschaftliche Jagdbezirke sowie für selbständige Jagdbezirke, die durch Teilung von gemein​schaftlichen Jagdbezirken entstehen, werden von den Ländern festgesetzt. Die Mindestgröße soll so bemessen sein, dass in bewaldeten Gebieten die im Hinblick auf die Erfordernisse ei​ner naturnahen Forstwirtschaft notwendige Bejagung des Wil​des ermöglicht wird.
	Kleinere Jagdbezirke sollen, wenn nötig, ermöglicht werden.

	
	
	

	(5)
In gemeinschaftlichen Jagdbezirken steht die Aus​übung des Jagdrechts der Jagdgenossen​schaft zu.


	(5)
In gemeinschaftlichen Jagdbezirken steht die Aus​übung des Jagdrechts der Jagdgenossen​schaft zu.


	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	§ 9
Jagdgenossenschaft


	§ 9
Jagdgenossenschaft
	

	(1)
Die Eigentümer der Grundflächen, die zu einem ge​meinschaftlichen Jagdbezirk gehören, bilden eine Jagdgenossenschaft. Eigentümer von Grundflächen, auf denen die Jagd nicht ausge​übt werden darf, gehö​ren der Jagdgenossenschaft nicht an.


	(1)
Die Eigentümer der Grundflächen, die zu einem ge​mein​schaftlichen Jagdbezirk gehören, bilden eine Jagdgenossen​schaft. Eigentümer von Grundflächen, auf denen die Jagd nicht ausge​übt werden darf, gehö​ren der Jagdgenossenschaft nicht an.


	

	(2)
Die Jagdgenossenschaft wird durch den Jagdvorstand gerichtlich und außergerichtlich ver​treten. Der Jagd​vorstand ist von der Jagdgenossenschaft zu wählen. Solange die Jagdgenossen​schaft keinen Jagdvorstand gewählt hat, werden die Geschäfte des Jagdvorstandes vom Gemein​devorstand wahrgenommen.


	(2)
Die Länder treffen Regelungen, die die Organisa​tion und Tä​tigkeit der Jagdgenossenschaften sowie die Verwendung der Erträge betreffen.
	Einzelheiten der Jagdgenossenschaften können von den Ländern geregelt werden.

(Dies muss noch juristisch geprüft werden.)

	(3)
Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen sowohl der Mehrheit der anwesenden und ver​tretenen Jagdge​nossen, als auch der Mehrheit der bei der Beschluss​fassung vertretenen Grund​fläche.


	
	

	§ 10
Jagdnutzung


	§ 10
Jagdnutzung


	

	(1)
Die Jagdgenossenschaft nutzt die Jagd in der Regel durch Verpachtung. Sie kann die Ver​pachtung auf den Kreis der Jagdgenossen beschränken.

	Die Jagdgenossenschaft nutzt die Jagd durch Eigenbewirtschaf​tung oder durch Verpachtung. Das Nähere regeln die Länder.

	Eigenbewirtschaftung sollte kein „Sonderfall“ sein.

	(2)
Die Jagdgenossenschaft kann die Jagd für eigene Rechnung durch angestellte Jäger ausüben lassen. Mit Zustimmung der zuständigen Behörde kann sie die Jagd ruhen lassen.

	
	

	(3)
Jagdgenossenschaft beschließt über die Verwendung des Reinertrages der Jagdnutzung. Beschließt die Jagdgenossenschaft, den Ertrag nicht an die Jagdge​nossen nach dem Verhältnis des Flächeninhaltes ihrer beteiligten Grundstücke zu verteilen, so kann jeder Jagdgenosse, der dem Beschluss nicht zugestimmt hat, die Auszahlung seines Anteils verlangen. Der An​spruch erlischt, wenn er nicht binnen einem Monat nach der Bekanntmachung der Beschlussfassung schriftlich oder mündlich zu Protokoll des Jagdvor​standes geltend gemacht wird.


	
	Einzelregelungen zur Jagdnutzung können durch die Länder geregelt werden.

	4. Hegegemeinschaften


	
	Entfällt.

Reviergemeinschaften sind jetzt in § 5 (3) geregelt (gemeinsame Managementpläne).

	§ 10a
Bildung von Hegegemeinschaften


	
	

	(1)
Für mehrere zusammenhängende Jagdbezirke können die Jagdausübungsberechtigten zum Zwecke der Hege des Wildes eine Hegegemeinschaft als privatrechtli​chen Zusammenschluss bilden.


	
	

	(2)
Abweichend von Absatz 1 können die Länder bestim​men, dass für mehrere zusammenhän​gende Jagdbe​zirke die Jagdausübungsberechtigten zum Zwecke der Hege des Wildes eine Hege​gemeinschaft bilden, falls diese aus Gründen der Hege im Sinne des § 1 Abs. 2 erforderlich ist und eine an alle betroffenen Jagdaus​übungsberechtigten gerichtete Aufforderung der zu​ständigen Behörde, innerhalb einer bestimmten Frist eine Hegegemeinschaft zu gründen, ohne Erfolg geblieben ist.

	
	

	(3)
Das Nähere regeln die Länder.


	
	

	
	
	

	III. Abschnitt
Beteiligung Dritter an der Ausübung des Jagdrechts


	III. Abschnitt
Beteiligung Dritter an der Ausübung des Jagdrechts


	

	§ 11
Jagdpacht


	§ 11
Jagdpacht


	

	(1)
Die Ausübung des Jagdrechts in seiner Gesamtheit kann an Dritte verpachtet werden. Ein Teil des Jagdausübungsrechts kann nicht Gegenstand eines Jagdpachtvertrages sein; jedoch kann sich der Ver​pächter einen Teil der Jagdnutzung, der sich auf be​stimmtes Wild bezieht, vorbe​halten. Die Erteilung von Jagderlaubnisscheinen regeln, unbeschadet des Absat​zes 6 Satz 2, die Länder.


	(1)
Die Ausübung des Jagdrechts in seiner Gesamtheit kann an Dritte verpachtet werden. 


	Einzelregelungen können in Länderkompetenz gere​gelt werden.

	(2)
Die Verpachtung eines Teils eines Jagdbezirkes ist nur zulässig, wenn sowohl der verpach​tete als auch der verbleibende Teil bei Eigenjagdbezirken die gesetzli​che Mindestgröße, bei ge​meinschaftlichen Jagdbezir​ken die Mindestgröße von 250 Hektar haben. Die Länder können die Verpachtung eines Teiles von ge​ringerer Größe an den Jagdausübungsberechtigten ei​nes angren​zenden Jagdbezirkes zulassen, soweit dies einer besseren Reviergestaltung dient.


	
	Einzelregelungen durch die Länder.

	(3) Die Gesamtfläche, auf der einem Jagdpächter die Aus​übung des Jagdrechts zusteht, darf nicht mehr als 1.000 Hektar umfassen; hierauf sind Flächen anzurechnen, für die dem Pächter auf Grund einer entgeltlichen Jagder​laubnis die Jagdausübung zusteht. Der Inhaber eines oder meh​rerer Eigenjagdbezirke mit einer Gesamtfläche von mehr als 1.000 Hektar darf nur zupachten, wenn er Flä​chen mindestens gleicher Größenordnung verpachtet; der Inhaber eines oder mehre​rer Eigenjagdbezirke mit einer Gesamtfläche von weniger als 1.000 Hektar darf nur zu​pachten, wenn die Gesamtfläche, auf der ihm das Jagdausübungsrecht zusteht, 1.000 Hektar nicht über​steigt. Für Mitpächter, Unterpächter oder Inhaber einer entgeltlichen Jagderlaubnis gilt Satz 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass auf die Gesamtfläche nur die Flä​che angerechnet wird, die auf den einzelnen Mitpächter, Unterpächter oder auf den Inhaber einer entgeltlichen Jagderlaubnis, ausgenommen die Erlaubnis zu Einzelab​schüssen, nach dem Jagdpachtvertrag oder der Jagder​laubnis anteilig entfällt. Für bestimmte Gebiete, insbeson​dere im Hochgebirge können die Länder eine höhere Grenze als 1.000 Hektar festsetzen.

	
	Einzelregelungen durch die Länder.

	(4) Der Jagdpachtvertrag ist schriftlich abzuschließen. Die Pachtdauer soll mindestens neun Jahre betragen. Die Län​der können die Mindestpachtzeit höher festsetzen. Ein lau​fender Jagd​pachtvertrag kann auch auf kürzere Zeit ver​längert werden. Beginn und Ende der Pachtzeit soll mit Beginn und Ende des Jagdjahres (1. April bis 31. März) zusammenfallen.

	
	

	(5) Pächter darf nur sein, wer einen Jahresjagdschein besitzt und schon vorher einen solchen während dreier Jahre in Deutschland besessen hat. Für besondere Einzelfälle kön​nen Ausnahmen zugelassen werden. Auf den in Satz 1 genannten Zeitraum sind die Zeiten anzurechnen, wäh​rend derer jemand vor dem Tag des Wirksamwerdens des Beitritts eine Jagderlaubnis in der Deut​schen Demokrati​schen Republik besessen hat.

	
	Einzelregelungen können durch die Länder erfolgen.

	(6)
Ein Jagdpachtvertrag, der bei seinem Abschluss den Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2 Halbsatz 1, des Absatzes 2, des Absatzes 3, des Absatzes 4 Satz 1 oder des Absatzes 5 nicht ent​spricht, ist nichtig. Das glei​che gilt für eine entgeltliche Jagderlaubnis, die bei ih​rer Erteilung den Vorschriften des Absatzes 3 nicht entspricht.


	
	

	(7)
Die Fläche, auf der einem Jagdausübungsberechtigten oder Inhaber einer entgeltlichen Jagd​erlaubnis nach Absatz 3 die Ausübung des Jagdrechts zusteht, ist von der zuständi​gen Behörde in den Jagdschein einzutra​gen; das Nähere regeln die Länder.


	
	

	
	(2)
Die Länder können nähere Bestimmungen zu Jagdpachtverträ​gen, Pachtdauer, Höchstpachtflächen, Mit- und Unterpächtern sowie die Erteilung von Jagderlaubnisscheinen treffen.
	Einzelregelungen können durch die Länder erfolgen.



	
	
	

	§ 12

Anzeige von Jagdpachtverträgen


	
	Entfällt.

	(1)
Der Jagdpachtvertrag ist der zuständigen Behörde anzu​zeigen. Die Behörde kann den Vertrag binnen drei Wo​chen nach Eingang der Anzeige beanstanden, wenn die Vorschriften über die Pachtdauer nicht beachtet sind oder wenn zu erwarten ist, dass durch eine vertragsmäßige Jagdausübung die Vorschriften des § 1 Abs. 2 verletzt werden.


	
	

	(2)
In dem Beanstandungsbescheid sind die Vertragsteile aufzufordern, den Vertrag bis zu einem bestimmten Zeit​punkt, der mindestens drei Wochen nach Zustellung des Bescheides liegen soll, aufzuheben oder in bestimmter Weise zu ändern.

	
	

	(3)
Kommen die Vertragsteile der Aufforderung nicht nach, so gilt der Vertrag mit Ablauf der Frist als aufgehoben, so​fern nicht einer der Vertragsteile binnen der Frist einen Antrag auf Ent​scheidung durch das Amtsgericht stellt. Das Gericht kann entweder den Vertrag aufheben oder feststellen, dass er nicht zu beanstanden ist. Die Bestim​mungen für die gerichtliche Entscheidung über die Bean​standung eines Landpachtvertrages gelten sinngemäß; je​doch entscheidet das Ge​richt ohne Zuziehung ehrenamtli​cher Richter.

	
	

	(4)
Vor Ablauf von drei Wochen nach Anzeige des Vertrages durch einen Beteiligten darf der Pächter die Jagd nicht ausüben, sofern nicht die Behörde die Jagdausübung zu einem früheren Zeitpunkt gestattet. Wird der Vertrag bin​nen der in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Frist beanstan​det, so darf der Pächter die Jagd erst ausüben, wenn die Bean​standungen behoben sind oder wenn durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung festgestellt ist, dass der Vertrag nicht zu beanstanden ist.


	
	

	§ 13
Erlöschen des Jagdpachtvertrages


	
	Entfällt.

	Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn dem Pächter der Jagd​schein unanfechtbar entzogen worden ist. Er erlischt auch dann, wenn die Gültigkeitsdauer des Jagdscheines abgelau​fen ist und entwe​der die zuständige Behörde die Erteilung eines neuen Jagdscheines unanfechtbar abgelehnt hat oder der Pächter die Voraussetzungen für die Erteilung eines neuen Jagdscheines nicht fristge​mäß erfüllt. Der Pächter hat dem Verpächter den aus der Beendigung des Pachtver​trages entste​henden Schaden zu ersetzen, wenn ihn ein Verschulden trifft.
	
	

	§ 13a

Rechtsstellung der Mitpächter


	
	Entfällt.

	Sind mehrere Pächter an einem Jagdpachtvertrag beteiligt (Mitpächter), so bleibt der Vertrag, wenn er im Verhältnis zu einem Mitpächter gekündigt wird oder erlischt, mit den übri​gen beste​hen; dies gilt nicht, soweit der Jagdpachtvertrag infolge des Ausscheidens eines Pächters den Vorschriften des § 11 Abs. 3 nicht mehr entspricht und dieser Mangel bis zum Beginn des nächstens Jagdjahres nicht behoben wird. Ist einem der Beteiligten die Aufrechterhaltung des Vertrages infolge des Ausscheidens eines Pächters nicht zuzumuten, so kann er den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündigen. Die Kündigung muss unverzüglich nach Erlangung der Kenntnis von dem Kündigungsgrund erfolgen.


	
	

	§ 14

Wechsel des Grundeigentümers


	
	Entfällt.

	(1)
Wird ein Eigenjagdbezirk ganz oder teilweise veräußert, so finden die Vorschriften der §§ 571 bis 579 des Bürger​lichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Das glei​che gilt im Falle der Zwangsversteigerung von der Vor​schrift des § 57 des Zwangsversteigerungsgesetzes; das Kündigungsrecht des Erstehers ist jedoch ausgeschlossen, wenn nur ein Teil eines Jagdbezirkes versteigert ist und dieser Teil nicht allein schon die Erfordernisse eines Ei​genjagdbezirkes erfüllt.


	
	

	(2)
Wird ein zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehöri​ges Grundstück veräußert, so hat dies auf den Pachtver​trag keinen Einfluss; der Erwerber wird vom Zeitpunkt des Erwerbes an auch dann für die Dauer des Pachtvertra​ges Mitglied der Jagdgenossenschaft, wenn das veräu​ßerte Grundstück an sich mit anderen Grundstücken des Erwer​bers zusammen einen Eigenjagd​bezirk bilden könnte. Das gleiche gilt für den Fall der Zwangsversteigerung eines Grundstücks.


	
	

	IV. Abschnitt
Jagdschein


	IV. Abschnitt
Jagdschein
	

	§ 15
Allgemeines


	§ 12
Allgemeines
	

	(1)
Wer die Jagd ausübt, muss einen auf seinen Namen lau​tenden Jagdschein mit sich führen und diesen auf Verlan​gen den Polizeibeamten sowie den Jagdschutzberechtigten (§ 25) vorzeigen. Zum Sammeln von Abwurfstangen be​darf es nur der schriftlichen Erlaubnis des Jagdausübungs​berechtigten. Wer die Jagd mit Greifen oder Falken (Beizjagd) ausüben will, muss einen auf sei​nen Namen lautenden Falknerjagdschein mit sich führen.

	(1)
Wer die Jagd ausübt, muss einen auf seinen Namen lau​tenden Jagdschein mit sich führen und diesen auf Verlan​gen den Polizei​beamten sowie den Jagdschutzberechtigten (§ 25) vorzeigen. Zum Sammeln von Abwurfstangen be​darf es nur der schriftlichen Er​laubnis des Jagdausübungs​berechtigten. Wer die Jagd mit Greifen oder Falken (Beizjagd) ausüben will, muss einen auf sei​nen Na​men lautenden Falknerjagdschein mit sich führen.

	Unverändert

	(2)
Der Jagdschein wird von der für den Wohnsitz des Be​werbers zuständigen Behörde als Jah​resjagdschein für höchstens drei Jagdjahre (§ 11 Abs. 4) oder als Tagesjagd​schein für vierzehn aufeinanderfolgende Tage nach ein​heitlichen, vom Bundesministerium für Verbraucher​schutz, Ernährung und Landwirtschaft (Bundesministe​rium) bestimmten Mustern erteilt.

	(2)
Der Jagdschein wird von der für den Wohnsitz des Be​werbers zuständigen Behörde als Jah​resjagdschein für höchstens drei Jagdjahre (§ 11 Abs. 4) oder als Tagesjagd​schein für vierzehn auf​einanderfolgende Tage nach ein​heitlichen, vom Bundesministe​rium für Verbraucher​schutz, Ernährung und Landwirtschaft (Bun​desministe​rium) bestimmten Mustern erteilt.
	Unverändert

	(3)
Der Jagdschein gilt im gesamten Bundesgebiet.

	(3)
Der Jagdschein gilt im gesamten Bundesgebiet.
	

	(4)
Für Tagesjagdscheine für Ausländer dürfen nur die Ge​bühren für Inländer erhoben werden, wenn das Heimat​land des Ausländers die Gegenseitigkeit gewährleistet.
	(4)
Für Tagesjagdscheine für Ausländer dürfen nur die Ge​bühren für Inländer erhoben werden, wenn das Heimat​land des Ausländers die Gegenseitigkeit gewährleistet.

	

	(5)
Die erste Erteilung eines Jagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber im Geltungsbe​reich dieses Gesetzes eine Jägerprüfung bestanden hat, die aus einem schriftli​chen und einem mündlichpraktischen Teil und einer Schießprüfung bestehen soll; er muss in der Jägerprüfung ausreichende Kenntnisse der Tierarten, der Wildbiologie, der Wildhege, des Jagdbetriebes, der Wildschadensver​hütung, des Land- und Waldbaues, des Waffenrechts, der Waffentechnik, der Führung von Jagdwaffen (einschließ​lich Faustfeuerwaffen), der Führung von Jagdhunden, in der Behandlung des erlegten Wildes unter besonderer Be​rücksichtigung der hygienisch erforderli​chen Maßnah​men, in der Beurteilung der gesundheitlich unbedenkli​chen Beschaffenheit des Wildbrets, insbesondere auch hinsichtlich seiner Verwendung als Lebensmittel, und im Jagd-, Tierschutz- sowie Natur-schutz- und Landschafts​pflegerecht nachweisen; mangelhafte Leistun​gen in der Schießprüfung sind durch Leistungen in anderen Prü​fungsteilen nicht ausgleichbar. 
	(5)
Die erste Erteilung eines Jagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber im Geltungsbe​reich dieses Gesetzes eine Jägerprüfung bestanden hat, die aus einem schriftli​chen und einem mündlich​praktischen Teil und einer Schießprüfung bestehen soll; er muss in der Jägerprüfung ausreichende Kenntnisse der Tierarten, der Wildbiologie, der Wildhege, des Jagdbetriebes, der Wildscha​densver​hütung, des Land- und Waldbaues, des Waffenrechts, der Waffentechnik, der Führung von Jagdwaffen (einschließ​lich Faustfeuerwaffen), der Führung von Jagdhunden, in der Behand​lung des erlegten Wildes unter besonderer Be​rücksichtigung der hygienisch erforderli​chen Maßnah​men, in der Beurteilung der ge​sundheitlich unbedenkli​chen Beschaffenheit des Wildbrets, insbe​sondere auch hinsichtlich seiner Verwendung als Lebensmittel, und im Jagd-, Tierschutz- sowie Natur-schutz- und Landschafts​pflegerecht nachweisen; mangelhafte Leistun​gen in der Schießprü​fung sind durch Leistungen in anderen Prü​fungsteilen nicht aus​gleichbar.
	Zunächst unverändert. Es gibt jedoch Forderungen, die Jäger​prüfung nach einer „Bundesjägerprüfungsord​nung“ durchzuführen.

Des Weiteren muss diskutiert werden;

· Fallenprüfung,

· ökologische Prüfungsgegenstände.

	
Eine vor dem Tag des Wirk​samwerdens des Beitritts in der Deutschen Demokratischen Republik abgelegte Jagd​prüfung für Jäger, die mit der Jagdwaffe die Jagd ausüben wollen, steht der Jägerprüfung im Sinne des Sat​zes 1 gleich.

	Eine vor dem Tag des Wirk​samwerdens des Beitritts in der Deutschen Demokratischen Republik abgelegte Jagdprüfung für Jäger, die mit der Jagdwaffe die Jagd ausüben wollen, steht der Jägerprüfung im Sinne des Sat​zes 1 gleich.
	Unverändert

	
	(6)
Die erneute Erteilung eines Jagdscheins darf nur erfolgen, wenn der Bewerber eine Schießprüfung mit Erfolg abgelegt hat. 

	Nachweis der Schießfertigkeit ist Tierschutzerfordernis.

(muss juristisch geprüft werden, insbesondere wegen Zu​stimmungspflicht)

	
	
	

	(7)
Bei der Erteilung von Ausländerjagdscheinen sowie von Jagdscheinen an deutsche Staatsangehörige, die vor dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes ihren Hauptwohn​sitz im Ausland hatten, können Ausnahmen von Absatz 5 Satz 1 und 2 gemacht werden.

	(7)
Bei der Erteilung von Ausländerjagdscheinen sowie von Jagd​scheinen an deutsche Staatsangehörige, die vor dem Tag des In​krafttretens dieses Gesetzes ihren Hauptwohnsitz im Ausland hat​ten, können Ausnahmen von Absatz 5 Satz 1 und 2 gemacht wer​den. 
	Ausnahmemöglichkeit für Deutsche mit ausländischer Jägerprüfung !

(Damit würde eine Reihe bestehender Härtefälle gelöst).

Allerdings müsste einem „Jagdscheintourismus“ entge​gen gewirkt werden, z.B. durch Stichtagsregelung.

	(8)
Die erste Erteilung eines Falknerjagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber im Geltungsbereich dieses Gesetzes zusätzlich zur Jägerprüfung eine Falknerprüfung bestanden hat; er muss darin ausreichende Kenntnisse des Haltens, der Pflege und des Abtragens von Beizvö​geln, des Greifvogelschutzes sowie der Beizjagd nachweisen. Für Bewerber, die vor dem 1. Ap​ril 1977 mindestens fünf Falknerjagdscheine besessen haben, entfällt die Jägerprü​fung; gleiches gilt für Bewerber, die vor diesem Zeitpunkt mindestens fünf Jahresjagdscheine besessen und während deren Geltungsdauer die Beizjagd ausgeübt haben. Das Nähere hinsichtlich der Ertei​lung des Falknerjagdscheines regeln die Länder. Eine vor dem Tag des Wirksamwer​dens des Beitritts in der Deutschen Demokratischen Re​publik abgelegte Jagdprüfung für Falkner steht der Falk​nerprüfung im Sinne des Satzes 1 gleich.


	(8)
Die erste Erteilung eines Falknerjagdscheines ist davon abhängig, dass der Bewerber im Geltungsbereich dieses Gesetzes zusätzlich zur Jägerprüfung eine Falknerprüfung bestanden hat; er muss darin ausreichende Kenntnisse des Haltens, der Pflege und des Abtra​gens von Beizvö​geln, des Greifvogelschutzes sowie der Beizjagd nachweisen. Für Bewerber, die vor dem 1. Ap​ril 1977 mindestens fünf Falknerjagdscheine besessen haben, entfällt die Jägerprü​fung; gleiches gilt für Bewerber, die vor diesem Zeitpunkt mindestens fünf Jahresjagdscheine besessen und während deren Geltungs​dauer die Beizjagd ausgeübt haben. Das Nähere hinsichtlich der Ertei​lung des Falknerjagdscheines regeln die Länder. Eine vor dem Tag des Wirksamwer​dens des Beitritts in der Deutschen De​mokratischen Re​publik abgelegte Jagdprüfung für Falkner steht der Falk​nerprüfung im Sinne des Satzes 1 gleich.


	Unverändert

	§ 16
Jugendjagdschein


	§ 13
Jugendjagdschein
	

	(1)
Personen, die das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben, aber noch nicht achtzehn Jahre alt sind, darf nur ein Ju​gendjagdschein erteilt werden.

	(1)
Personen, die das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben, aber noch nicht achtzehn Jahre alt sind, darf nur ein Ju​gendjagdschein erteilt werden.

	Zu diskutieren ist, ob die Regelungen zum Jugendjagd​schein ersatzlos entfallen sollten.



	(2)
Der Jugendjagdschein berechtigt nur zur Ausübung der Jagd in Begleitung des Erziehungsbe​rechtigten oder einer von dem Erziehungsberechtigten schriftlich beauftragten Aufsichtsperson; die Begleitperson muss jagdlich erfahren sein.


	(2)
Der Jugendjagdschein berechtigt nur zur Ausübung der Jagd in Begleitung des Erziehungsbe​rechtigten oder einer von dem Erzie​hungsberechtigten schriftlich beauftragten Aufsichtsperson; die Begleitperson muss jagdlich erfahren sein.


	Dafür sprechen allgemeine ordnungspolitische Erwä​gun​gen (möglichst keine Waffen in die Hände von Ju​gendli​chen!)

Dagegen spricht, dass es gerade für die ländliche Bevöl​ke​rung wichtig ist, frühzeitig qualifizierte Jäger für die Jagd zu gewinnen.

	(3)
Der Jugendjagdschein berechtigt nicht zur Teilnahme an Gesellschaftsjagden.

	(3)
Der Jugendjagdschein berechtigt nicht zur Teilnahme an Gesell​schaftsjagden.

	

	(4) Im übrigen gilt § 15 entsprechend.

	(5) Im übrigen gilt § 15 entsprechend.

	

	§ 17

Versagung des Jagdscheines


	§ 14

Versagung des Jagdscheines


	

	(1) Der Jagdschein ist zu versagen

1. Personen, die noch nicht sechzehn Jahre als sind; 

2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die erforderliche Zu​verläs​sigkeit oder körperliche Eignung nicht besitzen; 

3. Personen, denen der Jagdschein entzogen ist, wäh​rend der Dauer der Entziehung oder ei​ner Sperre (§§ 18, 41 Abs. 2); 


	(1) Der Jagdschein ist zu versagen


1.
Personen, die noch nicht sechzehn Jahre als sind; 


2.
Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtferti​gen, dass sie die erforderliche Zu​verläs​sigkeit oder kör​perliche Eignung nicht besitzen; 


3.
Personen, denen der Jagdschein entzogen ist, wäh​rend der Dauer der Entziehung oder ei​ner Sperre (§§ 18, 41 Abs. 2); 


	Unverändert

(Querverbindungen zum Waffenrecht !)

	4. Personen, die keine ausreichende Jagdhaftpflicht​versicherung (fünfhunderttausend Euro für Perso​nenschäden und fünfzigtausend Euro für Sach​schäden) nachweisen; die Versi​cherung kann nur bei einem Versicherungsunternehmen im Gel​tungsbereich dieses Ge​setzes zum Betrieb der Jagdhaftpflichtversicherung befugten genommen werden; die Länder können den Abschluss einer Gemeinschaftsversicherung ohne Beteiligungs​zwang zulassen. 


	
4.
Personen, die keine ausreichende Jagdhaftpflicht​versiche​rung (fünfhunderttausend Euro für Perso​nenschäden und fünfzigtausend Euro für Sach​schäden) nachweisen; die Versi​cherung kann nur bei einem Versicherungsunter​nehmen im Gel​tungsbereich dieses Ge​setzes zum Betrieb der Jagdhaftpflichtversicherung befugten genommen wer​den; die Länder können den Abschluss einer Gemein​schaftsversicherung ohne Beteiligungs​zwang zulassen. 


	Unverändert

	(2) Der Jagdschein kann versagt werden

1. Personen, die noch nicht achtzehn Jahre alt sind; 

2. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Arti​kels 116 des Grundgesetzes sind; 

3. Personen, die nicht mindestens drei Jahre ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt ununterbrochen im Geltungsbereich dieses Geset​zes haben; 


4.
Personen, die gegen die Grundsätze des § 1 Abs. 3 schwer oder wiederholt verstoßen haben.
	(2)
Der Jagdschein kann versagt werden


1.
Personen, die noch nicht achtzehn Jahre alt sind; 


2.
Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Arti​kels 116 des Grundgesetzes sind; 


3.
Personen, die nicht mindestens drei Jahre ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt ununterbrochen im Geltungsbereich dieses Geset​zes haben; 


4.
Personen, die gegen die Grundsätze des § 1 Abs. 3 schwer oder wiederholt verstoßen haben.
	Ziffer 1 entfällt, sofern § 16 (Jugendjagdschein) entfällt.

	(3)
Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie

1. Waffen oder Munition missbräuchlich oder leicht​fertig verwenden werden; 

2. mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig und sach​gemäß umgehen und diese Gegen​s​tände nicht sorgfäl​tig verwahren werden; 

3. Waffen oder Munition an Personen überlassen wer​den, die zur Ausübung der tatsächli​chen Ge​walt über diese Gegenstände nicht berechtigt sind. 


	(3)
Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie

1.
Waffen oder Munition missbräuchlich oder leicht​fertig ver​wenden werden; 

2.
mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig und sach​gemäß umgehen und diese Gegen​s​tände nicht sorgfäl​tig verwahren werden; 

3.
Waffen oder Munition an Personen überlassen wer​den, die zur Ausübung der tatsächli​chen Ge​walt über diese Gegenstände nicht berechtigt sind. 


	Unverändert

	(4)
Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen in der Regel Personen nicht, die


1.
a)
wegen eines Verbrechens, 



b)
wegen eines vorsätzlichen Vergehens, das eine der Annahmen im Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 rechtfertigt, 



c)
wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammen​hang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder Sprengstoff, 

d) wegen einer Straftat gegen jagdrechtliche, tier​schutzrechtliche oder naturschutzrecht​liche Vor​schriften, das Waffengesetz, das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen oder das Spreng​stoffgesetz 



zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder min​destens zweimal zu einer geringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre nicht verstrichen sind; in die Frist wird die Zeit eingerechnet, die seit der Vollziehbarkeit des Widerrufs oder der Rück​nahme eines Jagdscheines oder eines Waffenbesitz​verbotes nach § 40 des Waffengeset​zes wegen der Tat, die der letzten Verurteilung zugrunde liegt, ver​strichen ist; in die Frist nicht eingerechnet wird die Zeit, in welcher der Beteiligte auf behördliche oder richterliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist;



2.
wiederholt oder gröblich gegen eine in Nummer 1 Buchstabe d genannte Vorschrift verstoßen haben;


3.
geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind;


4.
trunksüchtig, rauschmittelsüchtig, geisteskrank oder geistesschwach sind.


	(4)
Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen in der Regel Perso​nen nicht, die


1.
a)
wegen eines Verbrechens, 



b)
wegen eines vorsätzlichen Vergehens, das eine der Annahmen im Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 recht​fertigt, 



c)
wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammen​hang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder Sprengstoff, 

e) wegen einer Straftat gegen jagdrechtliche, tier​schutz​rechtliche oder naturschutzrecht​liche Vor​schriften, das Waffengesetz, das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen oder das Spreng​stoffgesetz 



zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindes​tens 60 Tagessätzen oder min​destens zweimal zu einer gerin​geren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre nicht verstrichen sind; in die Frist wird die Zeit einge​rechnet, die seit der Vollziehbarkeit des Widerrufs oder der Rück​nahme eines Jagdscheines oder eines Waffenbesitz​ver​botes nach § 40 des Waffengeset​zes wegen der Tat, die der letzten Verurteilung zugrunde liegt, ver​strichen ist; in die Frist nicht eingerechnet wird die Zeit, in welcher der Beteiligte auf behördliche oder richterliche Anordnung in einer Anstalt ver​wahrt worden ist;



2.
wiederholt oder gröblich gegen eine in Nummer 1 Buchstabe d genannte Vorschrift verstoßen haben;


3.
geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit be​schränkt sind;


4.
trunksüchtig, rauschmittelsüchtig, geisteskrank oder geis​tesschwach sind.


	Unverändert

	(5)
Ist ein Verfahren nach Absatz 4 Nr. 1 noch nicht abge​schlossen, so kann die zuständige Be​hörde die Ent​scheidung über den Antrag auf Erteilung des Jagd​scheines bis zum rechtskräftigen Abschluss des Ver​fahrens aussetzen. Die Zeit der Aussetzung des Ver​fahrens ist in die Frist nach Absatz 4 Nr. 1 erster Halb​satz einzurechnen.


	(5)
Ist ein Verfahren nach Absatz 4 Nr. 1 noch nicht abge​schlos​sen, so kann die zuständige Be​hörde die Ent​scheidung über den Antrag auf Erteilung des Jagd​scheines bis zum rechtskräf​tigen Abschluss des Ver​fahrens aussetzen. Die Zeit der Aus​setzung des Ver​fahrens ist in die Frist nach Absatz 4 Nr. 1 erster Halb​satz einzurechnen.


	

	(6) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit nach Absatz 4 Nr. 4 oder die körperli​che Eignung nach Absatz 1 Nr. 2 begründen, so kann die zuständige Behörde dem Beteiligten die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen Zeugnisses über die geistige und körper​liche Eignung aufgeben.


	(6)
Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die Zuverlässig​keit nach Absatz 4 Nr. 4 oder die körperli​che Eignung nach Absatz 1 Nr. 2 begründen, so kann die zuständige Behörde dem Beteiligten die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen Zeugnisses über die geistige und körper​liche Eignung aufge​ben.


	

	§ 18
Einziehung des Jagdscheines


	§ 15
Einziehung des Jagdscheines


	

	Wenn Tatsachen, welche die Versagung des Jagdscheines begründen, erst nach Erteilung des Jagdscheines eintreten oder der Behörde, die den Jagdschein erteilt hat, bekannt werden, so ist die Behörde in den Fällen des § 17 Abs. 1 und in den Fällen, in denen nur ein Jugendjagdschein hätte erteilt werden dürfen (§ 16), sowie im Falle der Entzie​hung gemäß § 41 verpflichtet, in den Fällen des § 17 Abs. 2 berechtigt, den Jagdschein für ungültig zu erklären und einzuziehen. Ein Anspruch auf Rückerstattung der Jagd​scheingebühren besteht nicht. Die Behörde kann eine Sperrfrist für die Wiedererteilung des Jagdscheines festset​zen.


	Wenn Tatsachen, welche die Versagung des Jagdscheines begrün​den, erst nach Erteilung des Jagdscheines eintreten oder der Be​hörde, die den Jagdschein erteilt hat, bekannt werden, so ist die Behörde in den Fällen des § 17 Abs. 1 und in den Fällen, in denen nur ein Jugendjagdschein hätte erteilt werden dürfen (§ 16), sowie im Falle der Entzie​hung gemäß § 41 verpflichtet, in den Fällen des § 17 Abs. 2 berechtigt, den Jagdschein für ungültig zu erklären und einzuziehen. Ein Anspruch auf Rückerstattung der Jagd​scheinge​bühren besteht nicht. Die Behörde kann eine Sperrfrist für die Wiedererteilung des Jagdscheines festset​zen.


	Unverändert

(Querverbindungen zum Waffenrecht !)

	V. Abschnitt
Jagdbeschränkungen, Pflichten bei der Jagdausübung und Beunruhigen von Wild 
	V. Abschnitt
Jagdbeschränkungen, Pflichten bei der Jagdaus​übung und Beunruhigen von Wild
	

	§ 19

Sachliche Verbote


	§ 16

Sachliche Verbote


	Der § 19 in geltender Fassung ist stark „entrümpe​lungsbedürftig“ und sollte auf das notwendige Maß kondensiert werden.

	1.
Verboten ist


a)
mit Schrot, Posten, gehacktem Blei, Bolzen oder Pfeilen, auch als Fangschuss, auf Schalen​wild und Seehunde zu schießen; 

2.
a)
auf Rehwild und Seehunde mit Büchsenpatronen zu schießen, deren Auftreffenergie auf 100 m (E 100) weniger als 1000 Joule beträgt; 


b)
auf alles übrige Schalenwild mit Büchsenpatronen unter einem Kaliber von 6,5 mm zu schießen; im Kaliber 6,5 mm und darüber müssen die Büchsen​patronen eine Auftreff​energie auf 100 m (E 100) von mindestens 2.000 Joule haben; 


c)
auf Wild mit halbautomatischen oder automati​schen Waffen, die mehr als zwei Patronen in das Magazin aufnehmen können, zu schießen; 


c)
auf Wild mit Pistolen oder Revolvern zu schießen, ausgenommen im Falle der Bau- und Fallenjagd sowie zur Abgabe von Fangschüssen, wenn die Mündungsenergie der Ge​schosse mindestens 200 Joule beträgt;


	(1) Die Ausübung der Jagd ist nur im Sinne des § 1 Abs. 2 und Abs. 3 zuläs​sig.

(2) Bei  der Ausübung der Jagd sind die Einschränkungen, die sich aus dem Tier- und Artenschutzrecht, auch im Rahmen supranationaler Verpflichtungen, insbesondere des Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 79/409/EWG ergeben, zu  beachten.

(3)
Es gilt ein generelles Verbot für


1.
die Verwendung von Bleischrot bei der Jagd auf Enten, Gänse und sonstige Wasservögel an Gewässern

2. Die Fütterung von Wild

3. Die Abrichtung von Jagdhunden an lebenden Tieren

4. Die Fallenjagd

5. Das Töten von Hunden und Katzen während der Jagdaus​übung


[6.
die Zucht von Hybridfalken]


Ausnahmen von diesem Verbot sind in begründeten Fällen möglich.

(4)
Die Länder legen die sachlichen Verbote zu § 19 Abs. 1 bis Abs..2 fest und treffen Regelungen, unter welchen Vorausset​zungen von den Verboten des § 19 Abs. 3 abgewichen werden kann.


	Die Aufnahme der Verbote nach § 19 Abs. 3 (neu) entspricht zentralen Forderungen der Umweltver​bände.

Allerdings wäre ein abschließendes Verbot, zumin​dest bei Abs. 3 Nr. 2, 4 und 5 sachlich und verfas​sungsrechtlich sehr proble​matisch. Deshalb sollte die Möglichkeit von Aus​nahmen vorgesehen werden.

	3.
die Lappjagd innerhalb einer Zone von 300 Metern von der Bezirksgrenze, die Jagd durch Abklingeln der Felder und die Treibjagd bei Mondschein auszuüben;


	(5)
Die Länder können weitere sachliche Verbote erlassen.
	

	4.
Schalenwild, ausgenommen Schwarzwild, sowie Fe​derwild zur Nachtzeit zu erlegen; als Nachtzeit gilt die Zeit von eineinhalb Stunden nach Sonnenuntergang bis eineinhalb Stunden vor Sonnenaufgang; das Ver​bot umfasst nicht die Jagd auf Möwen, Waldschnep​fen, Auer-, Birk- und Rackelwild;


	
	

	5.
a)
künstliche Lichtquellen, Spiegel, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles, Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine elektronische Verstärkung besit​zen und für Schusswaffen bestimmt sind, Tonbandgeräte oder elektrische Schläge ertei​lende Geräte beim Fang oder Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder zu nutzen sowie zur Nachtzeit an Leuchttür​men oder Leuchtfeuern Federwild zu fangen; 


	
	

	b) Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, Reusen oder ähnliche Einrichtungen sowie ge​blendete oder verstümmelte Vögel beim Fang oder Erlegen von Federwild zu verwenden;


	
	

	6.
Belohnungen für den Abschuss oder den Fang von Federwild auszusetzen, zu geben oder zu empfangen;


	
	

	7.
Saufänge, Fang- oder Fallgruben ohne Genehmigung der zuständigen Behörde anzulegen;

	
	

	8.
Schlingen jeder Art, in denen sich Wild fangen kann, herzustellen, feilzubieten, zu erwerben oder aufzu​stellen;


	
	

	9.
Fanggeräte, die nicht unversehrt fangen oder nicht sofort töten, sowie Selbstschussgeräte zu verwenden;

	
	

	10.
in Notzeiten Schalenwild in einem Umkreis von 200 Metern von Fütterungen zu erlegen;

	
	

	11.
Wild aus Luftfahrzeugen, Kraftfahrzeugen oder ma​schinengetriebenen Wasserfahrzeugen zu erlegen; das Verbot umfasst nicht das Erlegen von Wild aus Kraft​fahrzeugen durch Körper​behinderte mit Erlaubnis der zuständigen Behörde;


	
	

	12.
die Netzjagd auf Seehunde auszuüben;

	
	

	13.
die Hetzjagd auf Wild auszuüben;

	
	

	14.
die Such- und Treibjagd auf Waldschnepfen im Früh​jahr auszuüben;

	
	

	15.
Wild zu vergiften oder vergiftete oder betäubende Köder zu verwenden;

	
	

	16.
die Brackenjagd auf einer Fläche von weniger als 1.000 Hektar auszuüben;

	
	

	17.
Abwurfstangen ohne schriftliche Erlaubnis des Jagdausübungsberechtigten zu sammeln;

	
	

	18.
eingefangenes oder aufgezogenes Wild später als vier Wochen vor Beginn der Jagdausübung auf dieses Wild auszusetzen.

	
	

	(2)
Die Länder können die Vorschriften des Absatzes 1 mit Ausnahme der Nummer 16 erweitern oder aus be​sonderen Gründen einschränken; soweit Federwild betroffen ist, ist die Einschrän​kung nur aus den in Ar​tikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildleben​den Vogelarten (ABl. EG Nr. L 103 S. 1) in der je​weils gelten​den Fassung genannten Gründen und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser Richtlinie genannten Maßgaben zulässig.

	
	Entfällt

	(3)
Die in Absatz 1 Nr. 2 Buchstaben a und b vorge​schriebenen Energiewerte können unter​schritten wer​den, wenn von einem staatlichen oder staatlich aner​kannten Fachinstitut die Ver​wendbarkeit der Munition für bestimmte jagdliche Zwecke bestätigt wird. Auf der kleinsten Verpackungseinheit der Munition ist das Fachinstitut, das die Prüfung vorgenommen hat, sowie der Verwendungszweck anzugeben.


	
	Entfällt

	§ 19a
Beunruhigen von Wild


	§ 17
Beunruhigen von Wild


	

	Verboten ist, Wild, insbesondere soweit es in seinem Be​stand gefährdet oder bedroht ist, unbe​fugt an seinen Zu​flucht-, Nist-, Brut- oder Wohnstätten durch Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören. Die Länder können für bestimmtes Wild Ausnahmen zu​las​sen.


	Verboten ist, Wild  unbe​fugt an seinen Zu​flucht-, Nist-, Brut- oder Wohnstätten durch Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnli​che Handlungen zu stören. Die Länder treffen hierzu nähere Re​gelungen.


	Neu:
Generelles Störungsverbot, bisher nur insbe​sondere bei gefährdeten Arten.

(juristisch ist dies zu prüfen, insbesondere wegen Zu​stimmungspflicht)

	§ 20
Örtliche Verbote


	§ 18
Örtliche Verbote


	

	(1)
An Orten, an denen die Jagd nach den Umständen des einzelnen Falles die öffentliche Ruhe, Ordnung oder Sicherheit stören oder das Leben von Menschen ge​fährden würde, darf nicht ge​jagt werden.


	(1)
An Orten, an denen die Jagd nach den Umständen des einzel​nen Falles die öffentliche Ruhe, Ordnung oder Sicherheit stö​ren oder das Leben von Menschen ge​fährden würde, darf nicht ge​jagt werden
	

	(2) Die Ausübung der Jagd in Naturschutz- und Wild​schutzgebieten sowie in National- und Wildparken wird durch die Länder geregelt.


	(2)
Die Ausübung der Jagd in Biosphärenreservaten, Naturschutz- und Wild​schutzge​bieten sowie in National- und Wildparken darf nur erfolgen,  wenn dadurch der Schutzzweck des Gebie​tes nicht gefährdet wird. Das Nähere regeln die Länder.


	Zentrale Forderung der Umweltverbände. Müsste jedoch von den Ländern auf den Einzelfall bezogen festgelegt werden (Schutzgebietsverordnungen).

	§ 21
Abschussregelung
	§ 19
Abschussregelung
	

	(1)
Der Abschuss des Wildes ist so zu regeln, dass die berechtigten Ansprüche der Land-, Forst- und Fische​reiwirtschaft auf Schutz gegen Wildschäden voll ge​wahrt bleiben sowie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege berücksichtigt werden. Innerhalb der hierdurch gebote​nen Grenzen soll die Abschussre​gelung dazu beitragen, dass ein gesunder Wildbestand aller heimischen Tierarten in angemessener Zahl er​halten bleibt und insbesondere der Schutz von Tierar​ten gesichert ist, deren Bestand bedroht erscheint.

	(1)
Der Abschuss des Wildes ist so zu regeln, dass die berechtig​ten Ansprüche der Land-, Forst- und Fische​reiwirtschaft auf Schutz gegen Wildschäden voll ge​wahrt bleiben sowie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege berücksich​tigt werden. Die Abschussregelungen müssen insbesondere auch den Erfordernissen einer naturnahen Waldbewirtschaf​tung Rechnung tragen. Innerhalb der hierdurch gebote​nen Grenzen soll die Abschussre​gelung dazu beitragen, dass ein gesunder Wild​bestand aller heimischen Tierarten in angemes​sener Zahl er​halten bleibt und insbesondere der Schutz von Tierar​ten gesi​chert ist, deren Bestand bedroht erscheint.

	Nahezu unverändert, jetzt mit besonderer Betonung naturnaher Waldwirtschaft. 

Übergang in die Kompetenz der Länder ist Forde​rung einiger Länder und Verbände.

	(2)
Schalenwild (mit Ausnahme von Schwarzwild) sowie Auer-, Birk- und Rackelwild dürfen nur auf Grund und im Rahmen eines Abschussplanes erlegt werden, der von der zuständigen Behörde im Einvernehmen mit dem Jagdbeirat (§ 37) zu bestätigen oder festzusetzen ist. See​hunde dürfen nur auf Grund und im Rahmen eines Abschussplanes bejagt werden, der jährlich nach näherer Bestimmung der Länder für das Küstenmeer oder Teile davon auf Grund von Be​standsermittlungen aufzustellen ist. In gemeinschaftlichen Jagdbezirken ist der Abschussplan vom Jagdausübungsberechtigten im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand aufzustellen. Innerhalb von Hegegemeinschaften sind die Ab​schusspläne im Einvernehmen mit den Jagdvorständen der Jagdgenossenschaften und den Inhabern der Ei​genjagdbezirke aufzustellen, die der Hegegemein​schaft angehören. Das Nähere bestimmt die Landesge​setzgebung. Der Abschussplan für Scha​lenwild muss erfüllt werden. Die Länder treffen Bestimmungen, nach denen die Erfüllung des Abschussplanes durch ein Abschussmeldeverfahren überwacht und erzwun​gen werden kann; sie können den körperlichen Nach​weis der Erfüllung des Abschussplanes verlangen.

	
	Entfällt.

	(3)
Der Abschuss von Wild, dessen Bestand bedroht er​scheint, kann in bestimmten Bezirken oder in be​stimmten Revieren dauernd oder zeitweise gänzlich verboten werden.

	
	Entfällt

	(4)
Den Abschuss in den Staatsforsten regeln die Länder.


	
	Entfällt

	§ 22
Jagd- und Schonzeiten


	§ 20
 Jagd- und Schonzeiten
	

	(1)
Nach den in § 1 Abs. 2 bestimmten Grundsätzen der Hege bestimmt das Bundesministerium durch Rechts​verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Zeiten, in denen die Jagd auf Wild ausgeübt werden darf (Jagdzeiten). Außerhalb der Jagdzeiten ist Wild mit der Jagd zu ver​schonen (Schonzeiten). Die Länder können die Jagdzeiten abkürzen oder aufheben; sie können die Schonzeiten für bestimmte Gebiete oder für einzelne Jagdbezirke aus besonderen Gründen, insbesondere aus Gründen der Wildseuchenbekämp​fung und Landeskultur, zur Beseitigung kranken oder kümmernden Wildes, zur Vermeidung von übermäßi​gen Wildschäden, zu wissen​schaftlichen, Lehr- und Forschungszwecken, bei Störung des biologischen Gleichgewichts oder der Wildhege aufheben. Für den Lebendfang von Wild können die Länder in Einzel​fällen Aus​nahmen von Satz 2 zulassen.


	(1)
Das Bundesministerium bestimmt durch Rechts​verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Zeiten, in denen die Jagd auf Wild ausgeübt werden darf (Jagdzeiten). Die Jagdzeiten sind so festzulegen, dass wildbiologische Erkenntnisse und Belange des Tierschutzes Berücksichtigung finden und dass die Jagdausübung nach Möglichkeit erleichtert wird. Außer​halb der Jagdzeiten ist Wild mit der Jagd zu ver​schonen (Schonzeiten). Die Länder können die Jagdzeiten abkürzen oder aufheben; sie können die Schonzeiten für bestimmte Ge​biete aus besonderen Gründen, insbesondere aus Gründen der Wildseuchenbekämp​fung und Landeskultur, zur Vermei​dung von übermäßi​gen Wildschäden, zu wissen​schaftlichen, Lehr- und Forschungs​zwecken, bei Störung des biologischen Gleichgewichts aufhe​ben.


	Straffung und Ergänzung um Belange der Wildbio​logie, des Tierschutzes und einer erleichterten Jagdausübung.

	(2)
Wild, für das eine Jagdzeit nicht festgesetzt ist, ist während des ganzen Jahres mit der Jagd zu verscho​nen. Die Länder können bei Störung des biologischen Gleichgewichts oder bei schwerer Schädigung der Landeskultur Jagdzeiten festsetzen oder in Einzelfäl​len zu wissenschaftlichen, Lehr- und Forschungszwe​cken Ausnahmen zulassen.



	(2)
Wild, für das eine Jagdzeit nicht festgesetzt ist, ist während des ganzen Jahres mit der Jagd zu verscho​nen. Die Länder können bei Störung des biologischen Gleichgewichts oder bei schwerer Schädigung der Landeskultur Jagdzeiten festsetzen oder in Einzelfäl​len zu wissenschaftlichen, Lehr- und For​schungszwe​cken Ausnahmen zulassen.



	Unverändert

	(3)
Aus Gründen der Landeskultur können Schonzeiten für Wild gänzlich versagt werden (Wild ohne Schon​zeit).

	(3)
Aus Gründen der Landeskultur können Schonzeiten für Wild gänzlich versagt werden (Wild ohne Schon​zeit).

	

	(4)
In den Setz- und Brutzeiten dürfen bis zum Selbstän​digwerden der Jungtiere die für die Auf​zucht notwen​digen Elterntiere, auch die von Wild ohne Schonzeit, nicht bejagt werden. Die Län​der können für Schwarz​wild, Wildkaninchen, Fuchs, Ringel- und Türken​taube, Silber- und Lachmöwe sowie für nach Landes​recht dem Jagdrecht unterliegende Tierarten aus den in Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 genannten Gründen Ausnahmen bestimmen. Die nach Landesrecht zu​stän​dige Behörde kann im Einzelfall das Aushorsten von Nestlingen und Ästlingen der Habichte für Beizzwe​cke aus den in Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe c der Richt​linie 79/409/EWG genannten Gründen und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser Richtlinie genannten Maß​gaben genehmigen. Das Ausnehmen der Gelege von Federwild ist verboten. Die Länder können zulassen, dass Ge​lege in Einzelfällen zu wissenschaftlichen, Lehr- und Forschungszwecken oder für Zwecke der Aufzucht ausgenommen werden. Die Länder können ferner das Sammeln der Eier von Ringel- und Türken​tauben sowie von Silber- und Lachmöwen aus den in Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 79/409/EWG genann​ten Gründen und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser Richtlinie genannten Maßgaben erlauben.
	(4)
In den Setz- und Brutzeiten dürfen bis zum Selbstän​digwerden der Jungtiere die für die Auf​zucht notwen​digen Elterntiere, auch die von Wild ohne Schonzeit, nicht bejagt werden. Die Län​der können für Schwarz​wild, Wildkaninchen, Fuchs, Rin​gel- und Türken​taube, Silber- und Lachmöwe sowie für nach Landes​recht dem Jagdrecht unterliegende Tierarten aus den in Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 genannten Gründen Ausnahmen bestimmen. Die nach Landesrecht zu​stän​dige Behörde kann im Einzelfall das Aushorsten von Nestlingen und Ästlingen der Habichte für Beizzwe​cke aus den in Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe c der Richt​linie 79/409/EWG genannten Gründen und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser Richtlinie genannten Maß​gaben genehmigen. Das Ausnehmen der Gelege von Fe​derwild ist verboten. Die Länder können zulassen, dass Ge​lege in Einzelfällen zu wissenschaftlichen, Lehr- und Forschungs​zwecken oder für Zwecke der Aufzucht ausgenommen wer​den. Die Länder können ferner das Sammeln der Eier von Ringel- und Türken​tauben sowie von Silber- und Lachmöwen aus den in Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 79/409/EWG ge​nann​ten Gründen und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser Richtlinie genannten Maßgaben erlauben.
	Unverändert

Bezug zur EU-Vogelschutzrichtlinie !

	§ 22a
Verhinderung von vermeidbaren Schmerzen oder Lei​den des Wildes


	§ 21
Verhinderung von vermeidbaren Schmerzen oder Leiden des Wildes


	

	(1)
Um krankgeschossenes Wild vor vermeidbaren Schmerzen oder Leiden zu bewahren, ist die​ses unver​züglich zu erlegen; das gleiche gilt für schwerkrankes Wild, es sei denn, dass es genügt und möglich ist, es zu fangen und zu versorgen.


	(1)
Um krankgeschossenes Wild vor vermeidbaren Schmerzen oder Leiden zu bewahren, ist die​ses unver​züglich zu erlegen; das gleiche gilt für schwerkrankes Wild, es sei denn, dass es genügt und möglich ist, es zu fangen und zu versorgen.


	Unverändert

	(2)
Krankgeschossenes oder schwerkrankes Wild, das in einem fremden Jagdbezirk wechselt, darf nur verfolgt werden (Wildfolge), wenn mit dem Jagdausübungsbe​rechtigten dieses Jagdbe​zirkes eine schriftliche Ver​einbarung über die Wildfolge abgeschlossen worden ist. Die Länder erlassen nähere Bestimmungen, insbe​sondere über die Verpflichtung der Jagdausübungsbe​rech​tigten benachbarter Jagdbezirke, Vereinbarungen über die Wildfolge zu treffen; sie können dar​über hin​aus die Vorschriften über die Wildfolge ergänzen oder erweitern.


	(2)
Die Bestimmungen des § 22 a Abs. 1 gelten auch im Falle von krank geschossenem oder schwer krankem Wild, das in einen fremden Jagdbezirk wechselt. Die hierfür notwendigen Ver​einbarungen (Wildfolgevereinbarungen)  werden durch die Länder festgelegt.
	Krankes Wild muss danach unverzüglich erlegt werden, auch im „fremden“ Jagdbezirk. Dies ist aus Tierschutzgründen notwendig !

	VI. Abschnitt
Jagdschutz


	VI. Abschnitt
Jagdschutz


	

	§ 23
Inhalt des Jagdschutzes


	§ 22
Inhalt des Jagdschutzes


	

	Der Jagdschutz umfasst nach näherer Bestimmung durch die Länder den Schutz des Wildes ins​besondere vor Wilde​rern, Futternot, Wildseuchen, vor wildernden Hunden und Katzen sowie die Sorge für die Einhaltung der zum Schutz des Wildes und der Jagd erlassenen Vorschriften.


	Der Jagdschutz umfasst den Schutz des Wildes vor schädigenden Einflüssen oder Handlungen. Die Länder treffen hierzu nähere Bestimmungen, auch hinsichtlich der zum Jagdschutz befugten Personen.
	Allgemeiner formuliert.

	§ 24
Wildseuchen


	§ 23
Wildseuchen


	

	Tritt eine Wildseuche auf, so hat der Jagdausübungsbe​rechtigte dies unverzüglich der zuständi​gen Behörde anzu​zeigen; sie erlässt im Einvernehmen mit dem beamteten Tierarzt die zur Be​kämpfung der Seuche erforderlichen Anweisungen.


	Tritt eine Wildseuche auf, so hat der Jagdausübungsbe​rechtigte dies unverzüglich der zuständi​gen Behörde anzu​zeigen; sie erlässt im Einvernehmen mit dem beamteten Tierarzt die zur Be​kämpfung der Seuche erforderlichen Anweisungen.


	Unverändert

Muss mit Veterinären mit Blick auf mögli​che Ver​besserungen geprüft werden !

	§ 25
Jagdschutzberechtigte


	
	Entfällt

	(1)
Der Jagdschutz in einem Jagdbezirk liegt neben den zuständigen öffentlichen Stellen dem Jagdausübungs​berechtigten ob, sofern er Inhaber eines Jagdscheines ist, und den von der zustän​digen Behörde bestätigten Jagdaufsehern. Hauptberuflich angestellte Jagdaufse​her sollen Be​rufsjäger oder forstlich ausgebildet sein.
	
	

	(2
Die bestätigten Jagdaufseher haben innerhalb ihres Dienstbezirkes in Angelegenheiten des Jagdschutzes die Rechte und Pflichten der Polizeibeamten und sind Hilfsbeamte der Staatsan​waltschaft, sofern sie Be​rufsjäger oder forstlich ausgebildet sind. Sie haben bei der Anwendung unmittelbaren Zwanges die ihnen durch Landesrecht eingeräumten Befugnisse.

	
	

	(3) (weggefallen)
	(3) (weggefallen)
	

	
	
	

	VII. Abschnitt
Wild- und Jagdschaden
	VII. Abschnitt
Wild- und Jagdschaden


	

	1. Wildschadensverhütung


	1. Wildschadensverhütung
	

	§ 26
Fernhalten des Wildes


	§ 24
Fernhalten des Wildes


	

	Der Jagdausübungsberechtigte sowie der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstü​ckes sind berechtigt, zur Verhütung von Wildschäden das Wild von den Grundstücken abzuhal​ten oder zu verscheuchen. Der Jagdausübungsberechtigte darf dabei das Grundstück nicht be​schädigen, der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte darf das Wild weder gefährden noch ver​letzen.


	Der Jagdausübungsberechtigte sowie der Eigentümer oder Nut​zungsberechtigte eines Grundstü​ckes sind berechtigt, zur Verhü​tung von Wildschäden das Wild von den Grundstücken abzuhal​ten oder zu verscheuchen. Der Jagdausübungsberechtigte darf dabei das Grundstück nicht be​schädigen, der Eigentümer oder Nut​zungsberechtigte darf das Wild weder gefährden noch ver​letzen.


	Unverändert

	§ 27
Verhinderung übermäßigen Wildschadens
	§ 25
Verhinderung übermäßigen Wildschadens
	

	(1) Die zuständige Behörde kann anordnen, dass der Jagdausübungsberechtigte unabhängig von den Schonzeiten innerhalb einer bestimmten Frist in be​stimmtem Umfange den Wildbestand zu verringern hat, wenn dies mit Rücksicht auf das allgemeine Wohl, insbesondere auf die Interes​sen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und die Belange des Naturschutzes und der Land​schaftspflege, notwendig ist.


	(1)
Die zuständige Behörde kann anordnen, dass der Jagdaus​übungsberechtigte unabhängig von den Schonzeiten innerhalb einer bestimmten Frist in be​stimmtem Umfange den Wildbe​stand zu verringern hat, wenn dies mit Rücksicht auf das all​gemeine Wohl, insbesondere auf die Interes​sen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und die Belange des Natur​schutzes und der Land​schaftspflege, notwendig ist.


	Unverändert

	(2)
Kommt der Jagdausübungsberechtigte der Anordnung nicht nach, so kann die zuständige Behörde für dessen Rechnung den Wildbestand vermindern lassen. Das erlegte Wild ist gegen angemessenes Schussgeld dem Jagdausübungsberechtigten zu überlassen.


	(2)
Kommt der Jagdausübungsberechtigte der Anordnung nicht nach, so kann die zuständige Behörde für dessen Rechnung den Wildbestand vermindern lassen. Das erlegte Wild ist ge​gen angemessenes Schussgeld dem Jagdausübungsberechtig​ten zu überlassen.


	

	
	(3)
Die Möglichkeiten nach § 27 Abs. 1 und Abs. 2 sollen insbe​sondere auch zur Anwendung kommen, wenn zu hohe Scha​lenwildbestände die natürliche Verjüngung von Wäldern und der natürlich vorkommenden Baumarten er​heblich behindern. Nähere Regelungen hierzu treffen die Län​der.


	Neue Regelung zur Erleichterung einer naturnahen Waldbewirtschaftung.

	§ 28
Sonstige Beschränkungen in der Hege

	
	Entfällt.

	(1) Schwarzwild darf nur in solchen Einfriedungen gehegt werden, die ein Ausbrechen des Schwarzwildes ver​hüten.


	
	

	(2) Das Aussetzen von Schwarzwild und Wildkaninchen ist verboten.


	
	

	(3) Das Aussetzen oder das Ansiedeln fremder Tiere in der freien Natur ist nur mit schriftlicher Genehmigung der zuständigen obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle zulässig.


	
	Entfällt 

	(4)
Das Hegen oder Aussetzen weiterer Tierarten kann durch die Länder beschränkt oder verbo​ten werden.

	
	

	(5)
Die Länder können die Fütterung von Wild untersagen oder von einer Genehmigung abhän​gig machen.


	
	

	2. Wildschadensersatz


	2. Wildschadensersatz


	

	§ 29
Schadensersatzpflicht


	§ 26
Schadensersatzpflicht


	

	(1)
Wird ein Grundstück, das zu einem gemeinschaftli​chen Jagdbezirk gehört oder einem ge​meinschaftlichen Jagdbezirk angegliedert ist (§ 5 Abs. 1), durch Scha​lenwild, Wildkaninchen oder Fasanen beschädigt, so hat die Jagdgenossenschaft dem Geschädigten den Wildschaden zu ersetzen. Der aus der Genossen​schaftskasse geleistete Ersatz ist von den einzelnen Jagdgenossen nach dem Verhältnis des Flächeninhalts ihrer beteiligten Grundstücke zu tragen. Hat der Jagd​pächter den Ersatz des Wildschadens ganz oder teil​weise übernommen, so trifft die Ersatzpflicht den Jagdpächter. Die Ersatzpflicht der Jagdgenossenschaft bleibt bestehen, soweit der Geschä​digte Ersatz von dem Pächter nicht erlangen kann.
	(1)
Wird ein Grundstück, das zu einem gemeinschaftli​chen Jagd​bezirk gehört oder einem ge​meinschaftlichen Jagdbezirk an​gegliedert ist (§ 5 Abs. 1), durch Scha​lenwild, Wildkaninchen oder Fasanen beschädigt, so hat die Jagdgenossenschaft dem Geschädigten den Wildschaden zu ersetzen. Der aus der Ge​nossen​schaftskasse geleistete Ersatz ist von den einzelnen Jagdgenossen nach dem Verhältnis des Flächeninhalts ihrer beteiligten Grundstücke zu tragen. Hat der Jagd​pächter den Ersatz des Wildschadens ganz oder teil​weise übernommen, so trifft die Ersatzpflicht den Jagdpächter. Die Ersatzpflicht der Jagdgenossenschaft bleibt bestehen, soweit der Geschä​digte Ersatz von dem Pächter nicht erlangen kann.
	Unverändert 

(Belange der naturnahen Waldbewirtschaftung siehe § 27 Abs. 3).

	
	
	

	(2)
Wildschaden an Grundstücken, die einem Eigenjagd​bezirk angegliedert sind (§ 5 Abs. 1), hat der Eigen​tü​mer oder der Nutznießer des Eigenjagdbezirks zu er​setzen. Im Falle der Verpachtung haftet der Jagd​päch​ter, wenn er sich im Pachtvertrag zum Ersatz des Wildschadens verpflichtet hat. In diesem Falle haftet der Eigentümer oder der Nutznießer nur, soweit der Geschädigte Er​satz von dem Pächter nicht erlangen kann.


	(2)
Wildschaden an Grundstücken, die einem Eigenjagd​bezirk angegliedert sind (§ 5 Abs. 1), hat der Eigen​tümer oder der Nutznießer des Eigenjagdbezirks zu ersetzen. Im Falle der Verpachtung haftet der Jagd​pächter, wenn er sich im Pacht​vertrag zum Ersatz des Wildschadens verpflichtet hat. In die​sem Falle haftet der Eigentümer oder der Nutznießer nur, so​weit der Geschädigte Er​satz von dem Pächter nicht erlangen kann.


	Unverändert

	(3)
Bei Grundstücken, die zu einem Eigenjagdbezirk ge​hören, richtet sich, abgesehen von den Fällen des Ab​satzes 2, die Verpflichtung zum Ersatz von Wildscha​den (Absatz 1) nach dem zwi​schen dem Geschädigten und dem Jagdausübungsberechtigten bestehenden Rechtsverhältnis. Sofern nichts anderes bestimmt ist, ist der Jagdausübungsberechtigte ersatzpflichtig, wenn er durch unzulänglichen Abschuss den Schaden ver​schuldet hat.


	(3)
Bei Grundstücken, die zu einem Eigenjagdbezirk ge​hören, richtet sich, abgesehen von den Fällen des Ab​satzes 2, die Verpflichtung zum Ersatz von Wildscha​den (Absatz 1) nach dem zwi​schen dem Geschädigten und dem Jagdausübungsbe​rechtigten bestehenden Rechtsverhältnis. Sofern nichts anderes bestimmt ist, ist der Jagdausübungsberechtigte ersatzpflichtig, wenn er durch unzulänglichen Abschuss den Schaden ver​schuldet hat.


	

	(4)
Die Länder können bestimmen, dass die Wildscha​densersatzpflicht auch auf anderes Wild ausgedehnt wird und dass der Wildschadensbetrag für bestimmtes Wild durch Schaffung eines Wildschadensausgleichs auf eine Mehrheit von Beteiligten zu verteilen ist (Wildschadensaus​gleichskasse).


	(4)
Die Länder können bestimmen, dass die Wildscha​densersatz​pflicht auch auf anderes Wild ausgedehnt wird und dass der Wildschadensbetrag für bestimmtes Wild durch Schaffung ei​nes Wildschadensausgleichs auf eine Mehrheit von Beteiligten zu verteilen ist (Wildschadensaus​gleichskasse).


	

	§ 30
Wildschaden durch Wild aus Gehege


	§ 27
Wildschaden durch Wild aus Gehege


	

	Wird durch ein aus einem Gehege ausgetretenes und dort gehegtes Stück Schalenwild Wildscha​den angerichtet, so ist ausschließlich derjenige zum Ersatz verpflichtet, dem als Jagdausübungs​berechtigten, Eigentümer oder Nutznie​ßer die Aufsicht über das Gehege obliegt.


	Wird durch ein aus einem Gehege ausgetretenes und dort gehegtes Stück Schalenwild Wildscha​den angerichtet, so ist ausschließlich derjenige zum Ersatz verpflichtet, dem als Jagdausübungs​berech​tigten, Eigentümer oder Nutznie​ßer die Aufsicht über das Gehege obliegt.


	Unverändert

	§ 31
Umfang der Ersatzpflicht


	
	Entfällt.

	(1)
Nach den §§ 29 und 30 ist auch der Wildschaden zu ersetzen, der an den getrennten, aber noch nicht einge​ernteten Erzeugnissen eines Grundstücks eintritt.
	
	§§ 31, 32,. 33, 34 und teilweise 35 können aufgrund der neuen Auffangregelung § 28 entfallen.

	(2)
Werden Bodenerzeugnisse, deren voller Wert sich erst zur Zeit der Ernte bemessen lässt, vor diesem Zeit​punkt durch Wild beschädigt, so ist der Wildschaden in dem Umfange zu ersetzen, wie er sich zur Zeit der Ernte darstellt. Bei der Feststellung der Schadenshöhe ist jedoch zu be​rücksichtigen, ob der Schaden nach den Grundsätzen einer ordentlichen Wirtschaft durch Wie​deranbau im gleichen Wirtschaftsjahr ausgegli​chen werden kann.


	
	

	§ 32
Schutzvorrichtungen


	
	Entfällt.

	(1) Ein Anspruch auf Ersatz von Wildschaden ist nicht gegeben, wenn der Geschädigte die von dem Jagdaus​übungsberechtigten zur Abwehr von Wildschaden ge​troffenen Maßnahmen unwirk​sam macht.


	
	


	
	
	

	3. Jagdschaden


	3. Jagdschaden


	

	§ 33
Schadensersatzpflicht
	
	Entfällt (siehe § 35).

	(1) Wer die Jagd ausübt, hat dabei die berechtigten Inte​ressen der Grundstückseigentümer oder Nutzungsbe​rechtigten zu beachten, insbesondere besäte Felder und nicht abgemähte Wiesen tun​lichst zu schonen. Die Ausübung der Treibjagd auf Feldern, die mit reifender Halm- oder Sa​menfrucht oder mit Tabak bestanden sind, ist verboten; die Suchjagd ist nur insoweit zuläs​sig, als sie ohne Schaden für die reifenden Früchte durchgeführt werden kann.


	
	

	(2)
Der Jagdausübungsberechtigte haftet dem Grund​stückseigentümer oder Nutzungsberechtig​ten für jeden aus missbräuchlicher Jagdausübung entstehenden Schaden; er haftet auch für den Jagdschaden, der durch einen von ihm bestellten Jagdaufseher oder durch einen Jagdgast ange​richtet wird.


	
	

	4. Gemeinsame Vorschriften


	4. Gemeinsame Vorschriften
	

	§ 34
Geltendmachung des Schadens


	
	Entfällt (siehe § 28).

	Der Anspruch auf Ersatz von Wild- oder Jagdschaden erlischt, wenn der Berechtigte den Scha​densfall nicht bin​nen einer Woche, nachdem er von dem Schaden Kenntnis erhalten hat oder bei Beobachtung gehöriger Sorgfalt er​halten hätte, bei der für das beschädigte Grundstück zu​ständi​gen Behörde anmeldet. Bei Schaden an forstwirt​schaftlich genutzten Grundstücken genügt es, wenn er zweimal im Jahre, jeweils bis zum 1. Mai oder 1. Oktober, bei der zuständigen Behörde angemeldet wird. Die An​meldung soll die als ersatzpflichtig in Anspruch genom​mene Person bezeichnen.


	
	

	§ 35
Verfahren in Wild- und Jagdschadenssachen


	§ 28
Verfahren in Wild- und Jagdschadenssachen


	

	Die Länder können in Wild- und Jagdschadenssachen das Beschreiten des ordentlichen Rechts​weges davon abhängig machen, dass zuvor ein Feststellungsverfahren vor einer Verwaltungsbe​hörde (Vorverfahren) stattfindet, in dem über den Anspruch eine vollstreckbare Verpflichtungs​erklärung (Anerkenntnis, Vergleich) aufzunehmen oder eine nach Eintritt der Rechtskraft voll​streckbare Entschei​dung (Vorbescheid) zu erlassen ist. Die Länder treffen die näheren Bestim​mungen hierüber.


	Die Verfahren zur Verhinderung von Wild- und Jagdschäden, zur Geltendmachung von Ansprüchen auf Ersatz von Wild- und Jagd​schäden, zur Feststellung des Schadensumfangs und zur Höhe der Schadensersatzpflicht richten sich nach den landesrechtlichen Bestimmungen.
	

	VIII. Abschnitt
Inverkehrbringen und Schutz von Wild


	VIII. Abschnitt
Inverkehrbringen und Schutz von Wild


	

	§ 36
Ermächtigungen


	
	

	(1)
Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun​desrates, soweit dies aus Gründen der Hege, zur Bekämpfung von Wilderei und Wildhehlerei, aus wissenschaftli​chen Gründen oder zur Verhütung von Gesundheits​schäden durch Fallwild erforderlich ist, Vorschriften zu erlassen über


	Die folgenden Abschnitte VIII bis X werfen keine grundsätzlichen 

materiellen Fragen auf. Sie bedürfen jedoch der rechtstechnischen Abgleichung, nach​dem Abschnitte I bis VII materiell geklärt sind.

Zu prüfen ist insbesondere, ob es der Ermächtigung nach § 36 bedarf und ob 
§ 37 (Jagdbeiräte) allein durch Landesrecht geregelt werden können.

	1.
die Anwendung von Ursprungszeichen bei der Verbringung von erlegtem Schalenwild dem Erle​gungsbezirk und der Verbringung von erlegtem Scha​lenwild in den Geltungsbereich die​ses Gesetzes,


	
	

	2. den Besitz, den Erwerb, die Ausübung der tatsächli​chen Gewalt oder das sonstige Verwen​den, die Ab​gabe, das Feilhalten, die Zucht, den Transport, das Veräußern oder das sonstige Inverkehrbringen von Wild,


	
	

	3.
die Ein-, Durch- und Ausfuhr sowie das sonstige Verbringen von Wild in den, durch den und aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes,


	
	

	4.
die Verpflichtung zur Führung von Wildhandelsbü​chern,


	
	

	5.
das Kennzeichnen von Wild.
	
	

	
	
	

	(2) Die Länder erlassen insbesondere Vorschriften über


	
	

	1.
die behördliche Überwachung des gewerbsmäßigen Ankaufs, Verkaufs und Tausches sowie der gewerbs​mäßigen Verarbeitung von Wildbret und die behördli​che Überwachung der Wildhandelsbücher,
	
	

	2.
das Aufnehmen, die Pflege und die Aufzucht verletz​ten oder kranken Wildes und dessen Verbleib.


	
	

	(3)
Die Vorschriften nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 und Ab​satz 2 Nr. 2 können sich auch auf Eier oder sonstige Entwicklungsformen des Wildes, auf totes Wild, auf Teile des Wildes sowie auf die Nester und die aus Wild gewonnenen Erzeugnisse erstrecken.

	
	

	(4)
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesmi​nisterium für Wirt​schaft und Technologie; Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 3 bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesministerium der Finanzen. Rechtsverordnun​gen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 5 bedürfen, soweit sie Rechtsakte des Rates oder der Kommission der Euro​päischen Gemeinschaften auf dem Gebiet des Arten​schutzes oder Verpflichtungen aus internationalen Artenschutzübereinkommen zu beachten haben, des Einvernehmens mit dem Bundesministerium für Um​welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit.

	
	

	(5)
Das Bundesministerium der Finanzen und die von ihm bestimmten Zollstellen wirken bei der Ein-, Durch- und Ausfuhr sowie bei dem sonstigen Verbringen von Wild mit. Für das Gebiet des Freihafens Hamburg kann das Bundesministerium der Finanzen durch Ver​einbarung mit dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg diese Aufgabe dem Freihafenamt übertra​gen. § 14 Abs. 2 des Finanzverwaltungsgesetzes gilt entsprechend. Das Bundesministerium der Finanzen regelt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun​desrates die Einzelheiten des Verfahrens nach Satz 1; es kann dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen, Anmeldungen, Auskünften und zur Leistung von Hilfsdiensten sowie zur Duldung von Besichtigungen und von Entnahmen unentgeltlicher Muster und Pro​ben vorsehen. Das Bundesministerium gibt im Einver​nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen im Bundesanzeiger die Zollstellen bekannt, bei denen Wild zur Ein-, Durch- und Ausfuhr sowie zum sonsti​gen Verbringen abgefertigt wird, wenn die Ein-, Durch- und Ausfuhr sowie das sons​tige Verbringen durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 3 geregelt ist. 


	
	

	IX. Abschnitt
Jagdbeirat und Vereinigungen der Jäger


	IX. Abschnitt
Jagdbeirat und Vereinigungen der Jäger


	

	§ 37


	§ 37


	

	(1)
In den Ländern sind Jagdbeiräte zu bilden, denen Ver​treter der Landwirtschaft, der Forstwirt​schaft, der Jagdgenossenschaften, der Jäger und des Naturschut​zes angehören müssen.

	
	

	(2)
Die Länder können die Mitwirkung von Vereinigun​gen der Jäger für die Fälle vorsehen, in denen Jagd​scheininhaber gegen die Grundsätze der Weidgerech​tigkeit verstoßen (§ 1 Abs. 3).


	
	

	X. Abschnitt
Straf- und Bußgeldvorschriften
	X. Abschnitt
Straf- und Bußgeldvorschriften


	

	§ 38
Straftaten
	§ 38
Straftaten


	

	(1)
Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld​strafe wird bestraft, wer

1.
einer vollziehbaren Anordnung nach § 21 Abs. 3 zu​widerhandelt,

2.
entgegen § 22 Abs. 2 Satz 1 Wild nicht mit der Jagd verschont oder

3.
entgegen § 22 Abs. 4 Satz 1 ein Elterntier bejagt.

	
	

	(2)
Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheits​strafe bis zu sechs Monaten oder Geld​strafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen.


	
	

	§ 39
Ordnungswidrigkeiten


	§ 39
Ordnungswidrigkeiten


	

	(1) Ordnungswidrig handelt, wer


	
	

	1.
in befriedeten Bezirken die Jagd ausübt oder einer Beschränkung der Jagderlaubnis (§ 6) zu​widerhandelt;

	
	

	2.
auf vollständig eingefriedeten Grundflächen die Jagd entgegen einer nach § 7 Abs. 3 vorge​schriebenen Be​schränkung ausübt;

	
	

	3.
auf Grund eines nach § 11 Abs. 6 Satz 1 nichtigen Jagdpachtvertrages, einer nach § 11 Abs. 6 Satz 2 nichtigen entgeltlichen Jagderlaubnis oder entgegen § 12 Abs. 4 die Jagd ausübt;

	
	

	4.
als Inhaber eines Jugendjagdscheines ohne Begleitper​son die Jagd ausübt (§ 16);

	
	

	5.
den Vorschriften des § 19 Abs. 1 Nr. 3 bis 9, 11 bis 14, 16 bis 18, § 19a oder § 20 Abs. 1 zuwiderhandelt;

	
	

	6.
zum Verscheuchen des Wildes Mittel anwendet, durch die Wild verletzt oder gefährdet wird (§ 26);

	
	

	7.
einer Vorschrift des § 28 Abs. 1 bis 3 über das Hegen, Aussetzen und Ansiedeln zuwiderhan​delt;

	
	

	8.
den Vorschriften des § 33 Abs. 1 zuwiderhandelt und dadurch Jagdschaden anrichtet;

	
	

	9. den Jagdschein auf Verlangen nicht vorzeigt (§ 15 Abs. 1).


	
	

	(2)
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs​sig


	
	

	1.
die Jagd ausübt, obwohl er keinen gültigen Jagdschein mit sich führt oder obwohl ihm die Jagdausübung ver​boten ist (§ 41a);


	
	

	2.
den Vorschriften des § 19 Abs. 1 Nr. 1, 2, 10 und 15 zuwiderhandelt;


	
	

	3.
Schalenwild oder anderes Wild, das nur im Rahmen eines Abschussplanes bejagt werden darf, erlegt, bevor der Abschussplan bestätigt oder festgesetzt ist (§ 21 Abs. 2 Satz 1), oder wer den Abschussplan über​schreitet; 


	
	

	3.a
entgegen § 22 Abs.1 Satz 2 Wild nicht mit der Jagd verschont,


	
	

	4.
als Jagdausübungsberechtigter das Auftreten einer Wildseuche nicht unverzüglich der zu​ständigen Be​hörde anzeigt oder den Weisungen der zuständigen Behörde zur Bekämpfung der Wildseuche nicht Folge leistet (§ 24);


	
	

	5.
einer Rechtsverordnung nach § 36 Abs. 1 oder 5 oder einer landesrechtlichen Vorschrift nach § 36 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tat​bestand auf diese Bußgeld​vorschrift verweist;


	
	

	6.
zur Jagd ausgerüstet unbefugt einen fremden Jagdbe​zirk außerhalb der zum allgemeinen Gebrauch be​stimmten Wege betritt.

	
	

	(3)
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.


	
	

	§ 40
Einziehung


	§ 40
Einziehung


	

	(1)
Ist eine Straftat nach § 38 oder eine Ordnungswidrig​keit nach § 39 Abs. 1 Nr. 5 oder Abs. 2 Nr. 2 bis 3a oder 5 begangen worden, so können

1. Gegenstände, auf die sich die Straftat oder Ord​nungswidrigkeit bezieht, und

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbe​reitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind eingezogen werden.


	
	

	(2)
§ 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzu​wenden.


	
	

	§ 41
Anordnung der Entziehung des Jagdscheines


	§ 41
Anordnung der Entziehung des Jagdscheines


	

	(1)
Wird jemand wegen einer rechtswidrigen Tat

1. nach § 38 dieses Gesetzes,

2. nach den §§ 113, 114, 223 bis 227, 231, 239, 240 des Strafgesetzbuches, sofern derje​nige, gegen den sich die Tat richtete, sich in Ausübung des Forst-, Feld-, Jagd- oder Fi​schereischutzes be​fand, oder

3. nach den §§ 292 bis 294 des Strafgesetzbuches verurteilt oder nur deshalb nicht verur​teilt, weil seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht aus​zuschließen ist, so ordnet das Gericht die Entzie​hung des Jagdscheines an, wenn sich aus der Tat ergibt, dass die Gefahr besteht, er werde bei wei​te​rem Besitz des Jagdscheines erhebliche rechts​widrige Taten der bezeichneten Art begehen.


	
	

	(2)
Ordnet das Gericht die Entziehung des Jagdscheines an, so bestimmt es zugleich, dass für die Dauer von ei​nem Jahr bis zu fünf Jahren kein neuer Jagdschein er​teilt werden darf (Sperre). Die Sperre kann für immer angeordnet werden, wenn zu erwarten ist, dass die ge​setzliche Höchstfrist zur Abwehr der von dem Täter drohenden Gefahr nicht ausreicht. Hat der Täter kei​nen Jagd​schein, so wird nur die Sperre angeordnet. Die Sperre beginnt mit der Rechtskraft des Urteils.

	
	

	(3)
Ergibt sich nach der Anordnung Grund zu der An​nahme, dass die Gefahr, der Täter werde erhebliche rechtswidrige Taten der in Absatz 1 bezeichneten Art begehen, nicht mehr besteht, so kann das Gericht die Sperre vorzeitig aufheben.


	
	

	§ 41a
Verbot der Jagdausübung


	§ 41a
Verbot der Jagdausübung
	

	(1) Wird gegen jemanden


	
	

	1. wegen einer Straftat, die er bei oder im Zusam​menhang mit der Jagdausübung begangen hat, eine Strafe verhängt oder

2. wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 39, die er unter grober oder beharrlicher Verlet​zung der Pflichten bei der Jagdausübung begangen hat, eine Geldbuße festgesetzt, so kann ihm in der Entscheidung für die Dauer von einem Monat bis zu sechs Monaten ver​boten werden, die Jagd aus​zuüben.


	
	

	(2)
Das Verbot der Jagdausübung wird mit der Rechts​kraft der Entscheidung wirksam. Für seine Dauer wird ein erteilter Jagdschein, solange er nicht abge​laufen ist, amtlich verwahrt; das gleiche gilt für einen nach Ablauf des Jagdjahres neu erteilten Jagdschein. Wird er nicht freiwillig he​rausgegeben, so ist er zu beschlagnahmen.

	
	

	(3)
Ist ein Jagdschein amtlich zu verwahren, so wird die Verbotsfrist erst von dem Tage an ge​rechnet, an dem dies geschieht. In die Verbotsfrist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt wird.


	
	

	(4)
Über den Beginn der Verbotsfrist nach Absatz 3 Satz 1 ist der Täter im Anschluss an die Verkündung der Ent​scheidung oder bei deren Zustellung zu belehren.


	
	

	§ 42
Landesrechtliche Straf- und Bußgeldvorschriften


	§ 42
Landesrechtliche Straf- und Bußgeldvorschriften


	

	Die Länder können Straf- und Bußgeldbestimmungen für Verstöße gegen die von ihnen erlasse​nen Vorschriften treffen, soweit solche nicht schon in diesem Gesetz ent​halten sind.


	
	

	XI. Abschnitt
Schlussvorschriften


	XI. Abschnitt
Schlussvorschriften


	

	§ 43
Ablauf von Jagdpachtverträgen


	§ 43
Ablauf von Jagdpachtverträgen


	

	Als Jahr der Beendigung des Krieges im Sinne der Ver​ordnung über die Fortdauer von Jagd​pachtverträgen und über die Mitgliedschaft aktiver Wehrmachtangehöriger bei der Deutschen Jägerschaft während des Krieges vom 19. Februar 1940 in der Fassung der Änderungsverord​nung vom 10. Februar 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 96) gilt das Jahr 1945. Verpächter und Pächter, die auf Grund dieser Verordnung einen Jagdpachtvertrag bis zu einem späteren Zeitpunkt als dem 31. März 1946 als fortdauernd behandelt haben, können sich für die Zeit bis zum Ende des Jagdjah​res, in das dieser Zeitpunkt fällt, spätestens jedoch bis zum 31. März 1953, auf den Ab​lauf des Vertrages nicht beru​fen.


	
	

	§ 44
Sonderregelungen


	§ 44
Sonderregelungen


	

	Die zuständigen Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen mit dem Bundes​ministerium die Ausübung des Jagdrechts auf der Insel Helgoland und die Jagd auf Wasservögel auf dem Untersee und dem Rhein bei Konstanz abweichend von den Vor​schriften dieses Gesetzes zu regeln.


	
	

	§ 44a
Unberührtheitsklausel
	§ 44a
Unberührtheitsklausel


	

	Vorschriften des Lebensmittelrechts, Seuchenrechts, Fleischhygienerechts und Tierschutzrechts bleiben unbe​rührt.


	
	

	§ 45
Berlin-Klausel


	§ 45
Berlin-Klausel


	

	(weggefallen)


	
	

	§ 46
Inkrafttreten des Gesetzes


	§ 46
Inkrafttreten des Gesetzes
	

	(1)
(Inkrafttreten der ursprünglichen Fassung des Geset​zes)

	
	

	(2)
(Aufhebung von Vorschriften)

	
	

	(3)
Verweisungen auf Vorschriften, die nach Absatz 2 außer Kraft getreten sind, gelten als Ver​weisungen auf die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes oder die entsprechenden landes​rechtlichen Vorschriften.
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